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13 . 11.2019 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 19/13961, 19/14088 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Berufsbildes und der 
Ausbildung der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistenten 

PTA-Reformgesetz 


A. Problem 

Die Aufgabenschwerpunkte der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten in den Apotheken haben sich laut 
Bundesregierung deutlich verändert. Die Abgabe von Arzneimitteln und Medi¬ 
zinprodukten und die damit verbundene Information und kompetente Beratung 
sei im Vergleich zur Herstellung und Prüfung von Arzneimitteln in den Vorder¬ 
grand getreten. Das Berufsbild und die Ausbildung müssten daher entsprechend 
angepasst werden. Gleichwohl müsse für die Herstellung von Arzneimitteln eine 
fundierte phannazeutisch-technologische Kompetenz der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentinnen und Assistenten weiterhin gewährleistet bleiben. Gleichzei¬ 
tig solle unter bestimmten Voraussetzungen die Übertragung erweiterter Kompe¬ 
tenzen auf pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten im Apothe¬ 
kenbetrieb ermöglicht werden. 

B. Lösung 

Mit dem Gesetz werden laut Bundesregierung das Berufsbild und die Ausbildung 
der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und Assistenten im Hinblick auf 
die geänderten Anforderungen der Apothekenpraxis reformiert. Neben den be¬ 
grifflichen und sprachlichen Anpassungen würden die bisherigen Regelungen 
präzisiert und ergänzt, insbesondere die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeich¬ 
nung sowie die Anforderungen an die Ausbildung, die Schulen und an das Aus¬ 
bildungsverhältnis. Die Vorschriften zur Anerkennung ausländischer Berufsqua¬ 
lifikationen, zur vorübergehenden Dienstleistungserbringung in Deutschland und 
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zu den Wammitteilungen sollen unter Beibehaltung der materiellen Regelungsin¬ 
halte grundlegend neu strukturiert werden. Weiterhin soll das Berufsbild der phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistentinnen und Assistenten konkretisiert und mit 
Neuregelungen verknüpft werden. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD 
und DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Aus den Vorschriften dieses Gesetzes ergeben sich den Darstellungen zu Folge 
keine finanziellen Auswirkungen auf den Bundeshaushalt. Für die Länder und 
Gemeinden könnten Mehrausgaben entstehen, soweit sie Schulen für pharmazeu¬ 
tisch-technische Assistentinnen und pharmazeutisch-technische Assistenten be¬ 
treiben. 


E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger werde kein unmittelbarer Erfüllungsaufwand be¬ 
gründet, geändert oder reduziert. Entsprechend den Vorgaben im Koalitionsver¬ 
trag werde in einem separaten Verfahren geprüft, wie für die Ausbildung in Ge¬ 
sundheitsfachberufen Schulgeldfreiheit erreicht werden könne. Eine Mehrbelas¬ 
tung der Schülerinnen und Schüler durch Umlage der Umstellungskosten, die an¬ 
dernfalls nicht ausgeschlossen werden könne, würde sich dann nicht ergeben. Un¬ 
abhängig davon dürfe es sich in der Regel nicht um eine relevante Größenordnung 
handeln. Die Auswirkungen des Gesetzes auf die Bereitschaft der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen Assistenten, 
sich auch auf eigene Kosten fortzubilden, ließen sich nicht abschätzen. Ver¬ 
pflichtende Vorgaben seien insoweit nicht vorgesehen. Anreize zum Erwerb eines 
Fortbildungszertifikats würden jedoch durch die Möglichkeit der Übertragung 
weitergehender Kompetenzen gesetzt. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Den Trägem von Schulen für pharmazeutisch-technische Assistentinnen und 
pharmazeutisch-technische Assistenten könne durch dieses Gesetz bis Ende 2020 
ein einmaliger Erfüllungsaufwand durch die neue Gewichtung der Ausbildungs¬ 
inhalte und die gegebenenfalls erforderlich werdende Anpassung des Unterrichts 
an die geänderten Vorschriften, durch geänderte Raumbedarfe sowie durch den 
vorübergehenden Parallelbetrieb unterschiedlicher Ausbildungsgänge entstehen. 
Der Aufwand hänge von der bisherigen Organisation des Unterrichts und der 
Raum- und Ausstattungssituation der Schulen ab. Eine stichprobenartige Abfrage 
bei Schulen unterschiedlicher Größe und Ausstattung habe dies bestätigt. Auf der 
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Grundlage der Angaben der Schulen lasse sich der durchschnittliche Umstellungs¬ 
aufwand pro Schule mit ca. 42 000 Euro beziffern. Hieraus ergebe sich für alle 
Schulen insgesamt ein Umstellungsaufwand von knapp 4 Millionen Euro. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Durch das Gesetz werden laut Gesetzentwurf weder neue Informationspflichten 
begründet noch bestehende Informationspflichten geändert. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Verwaltung entstehe durch dieses Gesetz kein zusätzlicher Erfüllungsauf¬ 
wand. 


F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Einzelpreise seien nicht zu erwarten. Auswirkungen auf 
das allgemeine Preisniveau und das Verbraucherpreisniveau könnten somit aus¬ 
geschlossen werden. Für die Sozialversicherungen (insbesondere die gesetzliche 
Krankenversicherung) entstünden durch dieses Gesetz keine Mehrkosten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/13961, 19/14088 in der aus der 
nachstehenden Zusammenfassung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 13. November 2019 

Der Ausschuss für Gesundheit 


Erwin Rüddel 

Ausschussvorsitzender 


Emmi Zeulner 

Berichterstatterin 


Bettina Müller 

Berichterstatterin 


Dr. Wieland Schinnenburg Dr. Achim Kessler 

Berichterstatter Berichterstatter 


Detlev Spangenberg 

Berichterstatter 


Kordula Schulz-Asche 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Berufsbildes und der Ausbildung der phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen Assistenten 
-Drucksachen 19/13961, 19/14088 - 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit 
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Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent¬ 
wicklung des Berufsbildes und 
der Ausbildung der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentinnen und 
pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
ten 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent¬ 
wicklung des Berufsbildes und 
der Ausbildung der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentinnen und 
pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
ten 

(PTA-Reformgesetz)* 

(PTA-Reformgesetz)* 

Vom ... 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Artikel 1 

Gesetz über den Beruf der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten 

Gesetz über den Beruf der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten 

(PTA-Berufsgesetz - PTAG) 

(PTA-Berufsgesetz - PTAG) 

Inhaltsübersicht 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 

unverändert 

Erlaubnis zum Führen der Be- 


rufsbezeichnung 


§ 1 Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 

„pharmazeutisch-technische Assistentin“ oder 
„pharmazeutisch-technischer Assistent“ 

§1 unverändert 

§ 2 Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaub¬ 

nis 

§2 unverändert 

§ 3 Rücknahme der Erlaubnis 

§3 unverändert 

§ 4 Widerruf der Erlaubnis 

§4 unverändert 

§ 5 Ruhen der Erlaubnis 

§5 unverändert 


Die Artikel 1 und 3 dieses Gesetzes dienen der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi¬ 
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikati¬ 
onen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 
33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch Delegierten Beschluss (EU) 
2019/608 (ABI. L 104 vom 15.4.2019, S. 1) geändert worden ist. 
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Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Abschnitt 2 


unverändert 

Berufsbild und Befugnisse 



§6 

Berufsbild 

§6 

unverändert 

§7 

Befugnisse der pharmazeutisch-technischen 
Assistentinnen und pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten 

§7 

unverändert 


Abschnitt 3 


unverändert 


Ausbildung 



§8 

Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes 

§8 

unverändert 

§9 

Ziel der Ausbildung und der staatlichen Prü¬ 
fling 

§9 

unverändert 

§ io 

Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbil¬ 
dung 

§ io 

unverändert 

§ 11 

Dauer und Struktur der Ausbildung 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

Verkürzung der Ausbildungsdauer durch An¬ 
rechnung gleichwertiger Ausbildungen 

§ 12 

unverändert 

§ 13 

Anrechnung von Fehlzeiten 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

Staatliche Prüfung 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

Schulische Ausbildung 

§ 15 

unverändert 

§ 16 

Mindestanforderungen an die Schulen 

§ 16 

unverändert 

§ 17 

Praktische Ausbildung 

§ 17 

unverändert 


Abschnitt 4 


unverändert 

Ausbildungsverhältnis während 



d e 

r praktischen Ausbildung 



§ 18 

Ausbildungsvertrag 

§ 18 

unverändert 

§ 19 

Pflichten der Träger der praktischen Ausbil¬ 
dung 

§ 19 

unverändert 

§20 

Pflichten der oder des Auszubildenden 

§20 

unverändert 

§21 

Ausbildungsvergütung; Überstunden und ihre 
Vergütung 

§21 

unverändert 

§22 

Sachbezüge 

§22 

unverändert 

§23 

Probezeit 

§23 

unverändert 

§24 

Ende des Ausbildungsverhältnisses 

§24 

unverändert 

§25 

Kündigung des Ausbildungsverhältnisses 

§25 

unverändert 
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Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§26 

Beschäftigung im Anschluss an das Ausbil¬ 
dungsverhältnis 

§26 

unverändert 

§27 

Nichtigkeit von Vereinbarungen 

§27 

unverändert 


Abschnitt 5 


unverändert 

An 

erkenn ung im Ausland erwor- 



b 

ener Berufsqualifikationen 



§28 

Anforderangen an die Anerkennung einer au¬ 
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
abgeschlossenen Ausbildung 

§28 

unverändert 

§29 

Nichtanwendbarkeit des Berafsqualifikations- 
feststellungsgesetzes 

§29 

unverändert 

§30 

Begriffsbestimmungen zu den ausländischen 
Staaten 

§30 

unverändert 

§31 

Ausbildungsnachweise bei Berafsqualifikatio- 
nen, die in einem anderen Mitgliedstaat, in ei¬ 
nem anderen Vertragsstaat oder in einem 
gleichgestellten Staat abgeschlossen worden 
sind 

§31 

unverändert 

§32 

Ausbildungsnachweise bei Ausbildungen, die 
in einem Drittstaat abgeschlossen worden sind 

§32 

unverändert 

§33 

Gleichwertigkeit der Berafsqualifikation 

§33 

unverändert 

§34 

Wesentliche Unterschiede bei der Berufsqua¬ 
lifikation 

§34 

unverändert 

§35 

Ausgleich durch Berufserfahrung oder durch 
lebenslanges Lernen 

§35 

unverändert 

§36 

Anpassungsmaßnahmen 

§36 

unverändert 

§37 

Anerkennung der Berafsqualifikation nach 
Eignungsprüfung oder Anpassungslehrgang 

§37 

unverändert 

§38 

Anerkennung der Berafsqualifikation nach 
Kenntnisprüfung oder Anpassungslehrgang 

§38 

unverändert 

§39 

Eignungsprüfung 

§39 

unverändert 

§40 

Kenntnisprüfimg 

§40 

unverändert 

§41 

Anpassungslehrgang 

§41 

unverändert 


Abschnitt 6 


unverändert 


Dienstleistungserbringung 



§42 

Dienstleistungserbringung 

§42 

unverändert 

§43 

Meldung der Dienstleistungserbringung 

§43 

unverändert 
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§44 

Berechtigung zur Dienstleistungserbringung 

§44 

unverändert 

§45 

Zur Dienstleistungserbringung berechtigende 
Berufsqualifikation 

§45 

unverändert 

§46 

Überprüfen der Berechtigung zur Dienstleis¬ 
tungserbringung 

§46 

unverändert 

§47 

Rechte und Pflichten der dienstleistungser¬ 
bringenden Person 

§47 

unverändert 

§48 

Pflicht zur erneuten Meldung 

§48 

unverändert 

§49 

Bescheinigung, die erforderlich ist zur Dienst¬ 
leistungserbringung in einem anderen Mit¬ 
gliedstaat, einem anderen Vertragsstaat oder in 
einem gleichgestellten Staat 

§49 

unverändert 


Abschnitt 7 


unverändert 

Zuständigkeiten und Zusammen- 




arbeit der Behörden 



§50 

Zuständige Behörden 

§50 

unverändert 

§51 

Unterrichtungs- und Überprüfungspflichten 

§51 

unverändert 

§52 

Wammitteilung 

§52 

unverändert 

§53 

Löschung einer Wammitteilung 

§53 

unverändert 

§54 

Unterrichtung über gefälschte Berufsqualifi¬ 
kationsnachweise 

§54 

unverändert 

§55 

Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleis¬ 
tungserbringung 

§55 

unverändert 


Abschnitt 8 


unverändert 


V erordnungsermächtigung 



§56 

Ermächtigung zum Erlass der Ausbildungs¬ 
und Prüfungsverordnung 

§56 

unverändert 


Abschnitt 9 


unverändert 


Bußgeldvorschriften 



§57 

Bußgeldvorschriften 

§57 

unverändert 


Abschnitt 10 


unverändert 


Übergangsvorschriften 



§58 

Übergangsvorschriften für die Mindestanfor¬ 
derungen an Schulen 

§58 

unverändert 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 59 Weitergeltung der Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung 

§ 59 unverändert 

§ 60 Weiterführung einer begonnenen Ausbildung 

§ 60 unverändert 

§ 61 Weitergeltung der Berechtigung zum Führen 

der Berufsbezeichnung und Weiterführung ei¬ 
nes begonnenen Anerkennungsverfahrens 

§61 unverändert 


Abschnitt 11 

Evaluierung 


§ 62 Evaluierung 

Abschnitt 1 

Abschnitt 1 

Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung 

Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung 

§ 1 

§ 1 

Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„pharmazeutisch-technische Assistentin " 
oder „pharmazeutisch-technischer Assistent“ 

unverändert 

Wer die Berufsbezeichnung „pharmazeutisch¬ 
technische Assistentin“ oder „pharmazeutisch-techni¬ 
scher Assistent“ führen will, bedarf der Erlaubnis. 


§2 

§2 

Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis 

unverändert 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 wird auf Antrag er¬ 
teilt, wenn die antragstellende Person 


1. die Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen 
Assistentin oder zum pharmazeutisch-technischen 
Assistenten mit der staatlichen Prüfling erfolg¬ 
reich abgeschlossen hat oder ihre Berufsqualifika¬ 
tion außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset¬ 
zes erworben hat und diese Berufsqualifikation 
nach Abschnitt 5 anerkannt wird, 


2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs ergibt, 


3. in gesundheitlicher Flinsicht zur Ausübung des 
Berufs nicht ungeeignet ist und 
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4. über Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, 
die zur Berufsausübung erforderlich sind. 


(2) Beantragt eine Person, die ihre Berufsquali¬ 
fikation außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset¬ 
zes erworben hat, die Erlaubnis, so prüft die zuständige 
Behörde zunächst, ob diese Berufsqualifikation aner¬ 
kannt wird. Erst danach prüft sie, ob bei der antragstel¬ 
lenden Person die in Absatz 1 Nummer 2 bis 4 genann¬ 
ten Voraussetzungen vorliegen. 


(3) Die Entscheidung, ob die Erlaubnis erteilt 
wird, trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 


1. die antragstellende Person die staatliche Prüfling 
für pharmazeutisch-technische Assistentinnen 
und pharmazeutisch-technische Assistenten abge¬ 
legt hat oder 


2. die antragstellende Person mit einer außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes erworbenen 
Berufsqualifikation den Beruf der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin oder des pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistenten ausüben will. 


§3 

§3 

Rücknahme der Erlaubnis 

unverändert 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 ist zurückzunehmen, 
wenn 


1. bei Erteilung der Erlaubnis die Ausbildung zur 
pharmazeutisch-technischen Assistentin oder zum 
pharmazeutisch-technischen Assistenten nicht ab¬ 
geschlossen gewesen ist oder die Voraussetzun¬ 
gen für die Anerkennung der außerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs dieses Gesetzes erworbenen 
Berufsqualifikation nicht Vorgelegen haben oder 


2. die antragstellende Person sich bis zur Erteilung 
der Erlaubnis eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Be¬ 
rufsausübung ergibt. 


(2) Die Erlaubnis kann zurückgenommen wer¬ 
den, wenn bei ihrer Erteilung die antragstellende Per¬ 
son in gesundheitlicher Hinsicht nicht zur Berufsaus¬ 
übung geeignet gewesen ist. 


(3) Im Übrigen bleiben die dem § 48 des Ver¬ 
waltungsverfahrensgesetzes entsprechenden landesge¬ 
setzlichen Vorschriften unberührt. 
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Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§4 

§4 

Widerruf der Erlaubnis 

unverändert 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 ist zu widerrufen, 
wenn bekannt wird, dass sich die Inhaberin oder der In¬ 
haber einer Erlaubnis eines Verhaltens schuldig ge¬ 
macht hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Be¬ 
rufsausübung ergibt. 


(2) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, 
wenn die Inhaberin oder der Inhaber einer Erlaubnis in 
gesundheitlicher Hinsicht dauerhaft nicht mehr zur Be¬ 
rufsausübung geeignet ist. 


(3) Im Übrigen bleiben die dem § 49 des Ver¬ 
waltungsverfahrensgesetzes entsprechenden landesge¬ 
setzlichen Vorschriften unberührt. 


§5 

§5 

Ruhen der Erlaubnis 

Ruhen der Erlaubnis 

(1) Das Ruhen der Erlaubnis nach § 1 kann an¬ 
geordnet werden, wenn 

(1) Das Ruhen der Erlaubnis nach § 1 kann an¬ 
geordnet werden, wenn 

1. gegen die Inhaberin oder den Inhaber der Erlaub¬ 
nis ein Strafverfahren eingeleitet worden ist we¬ 
gen des Verdachts auf Begehung einer Straftat, 
aus der sich die Unzuverlässigkeit zur Berufsaus¬ 
übung ergeben würde. 

1. unverändert 

2. die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis in ge¬ 
sundheitlicher Hinsicht vorübergehend nicht 
mehr zur Ausübung des Berufs geeignet ist oder 

2. unverändert 

3. die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nicht 

über die Kenntnisse der deutschen Sprache ver¬ 
fügt, die für die Ausübung des Berufs in Deutsch¬ 
land erforderlich sind. 

3. sich ergibt, dass die Inhaberin oder der Inhaber 
der Erlaubnis nicht über die Kenntnisse der deut¬ 
schen Sprache verfügt, die für die Ausübung des 
Berufs in Deutschland erforderlich sind. 

(2) Die Anordnung des Rühens der Erlaubnis ist 
aufzuheben, sobald ihre Voraussetzungen nicht mehr 
vorliegen. 

(2) unverändert 
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Abschnitt 2 

Abschnitt 2 

Berufsbild und Befugnisse 

Berufsbild und Befugnisse 

§6 

§6 

Berufsbild 

Berufsbild 

Die Ausübung des Berufs der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und des pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistenten umfasst insbesondere 

Die Ausübung des Berufs der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und des pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistenten umfasst insbesondere 

1. folgende Tätigkeiten in Apotheken: 

1. folgende Tätigkeiten in Apotheken: 

a) die Herstellung von Arzneimitteln, 

a) unverändert 

b) die Prüfung von Ausgangsstoffen und Arz¬ 
neimitteln, 

b) unverändert 

c) die Abgabe von Arzneimitteln auf Verschrei¬ 
bung einschließlich der erforderlichen Infor¬ 
mation und Beratung, 

c) unverändert 

d) die Abgabe von Arzneimitteln im Rahmen 
der Selbstmedikation einschließlich der er¬ 
forderlichen Information und Beratung, 

d) unverändert 

e) die Abgabe apothekenüblicher Waren ein¬ 
schließlich der erforderlichen Information 
und Beratung und die Erbringung apotheken¬ 
üblicher Dienstleistungen, 

e) unverändert 

f) die Mitwirkung an Maßnahmen, die die Arz¬ 
neimitteltherapiesicherheit verbessern, 

f) unverändert 

g) die Nutzung digitaler Hilfsmittel und die Ab¬ 
wicklung digitaler Prozesse bei der Erbrin¬ 
gung pharmazeutischer Leistungen, 

g) die Nutzung digitaler Technologien und die 
Abwicklung digitaler Prozesse bei der Er¬ 
bringung pharmazeutischer Leistungen, 

h) die Mitwirkung an der Erfassung von Arz¬ 
neimittelrisiken und Medikationsfehlem so¬ 
wie an der Durchführung von Maßnahmen 
zur Risikoabwehr, 

h) unverändert 

i) die Beratung zu allgemeinen Gesundheits¬ 
fragen und 

i) unverändert 

j) die Mitwirkung an der Pflege und Weiterent¬ 
wicklung des Qualitätsmanagementsystems, 

j) unverändert 

2. Tätigkeiten in der pharmazeutischen Industrie, in 
Prüflaboratorien, im pharmazeutischen Großhan¬ 
del, bei Behörden, bei Krankenkassen und bei 
Verbänden. 

2. unverändert 
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§7 

§7 

Befugnisse der pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tentinnen und pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten 

unverändert 

(1) Die pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
tinnen und pharmazeutisch-technischen Assistenten 
sind befugt, in der Apotheke unter der Aufsicht einer 
Apothekerin oder eines Apothekers phannazeutische 
Tätigkeiten auszuüben. Zur selbständigen Ausübung 
pharmazeutischer Tätigkeiten sind die pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentinnen und pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistenten nur nach Maßgabe der Rechtsver¬ 
ordnung nach Absatz 2 befugt. 


(2) Das Bundesministerium für Gesundheit kann 
in der Rechtsverordnung nach § 21 des Apothekenge¬ 
setzes zur Wahrung der ordnungsgemäßen Arzneimit¬ 
telversorgung der Bevölkerung Folgendes näher re¬ 
geln: 


1. die Befugnisse der pharmazeutisch-technischen 
Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen 
Assistenten zur Ausübung pharmazeutischer Tä¬ 
tigkeiten unter Aufsicht einer Apothekerin oder 
eines Apothekers und 


2. die Voraussetzungen, unter denen eine pharma¬ 
zeutisch-technische Assistentin oder ein pharma¬ 
zeutisch-technischer Assistent pharmazeutische 
Tätigkeiten ganz oder teilweise selbständig austi- 
ben kann, insbesondere die dafür erforderlichen 
persönlich-fachlichen Voraussetzungen der phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistentin oder des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten. 


(3) Zur Vertretung in der Leitung einer Apo¬ 
theke sind pharmazeutisch-technische Assistentinnen 
und pharmazeutisch-technische Assistenten nicht be¬ 
fugt. 
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Abschnitt 3 

Abschnitt 3 

Ausbildung 

Ausbildung 

§8 

§8 

Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes 

unverändert 

Auf die Ausbildung zur pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin oder zum pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten und auf das Ausbildungsverhältnis 
findet das Berufsbildungsgesetz keine Anwendung. 


§9 

§9 

Ziel der Ausbildung und der staatlichen Prüfung 

unverändert 

Die Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen 
Assistentin oder zum pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten und die staatliche Prüfling sind nach Maßgabe 
der Rechtsverordnung nach § 56 so zu gestalten, dass 
die Kenntnisse und Handlungskompetenzen, die für die 
in § 6 Nummer 1 genannten Tätigkeitsfelder mindes¬ 
tens erforderlich sind, vermittelt und nach einheitlichen 
Vorgaben zuverlässig festgestellt werden. Dabei sind 
die aktuellen fachlichen und regulatorischen Anforde¬ 
rungen zu berücksichtigen. 


§ io 

§ io 

Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung 

Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung 

Die Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen 
Assistentin oder zum pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten darf nur absolvieren, wer 

Die Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen 
Assistentin oder zum pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten darf nur absolvieren, wer 

1. mindestens einen der folgenden Abschlüsse be¬ 
sitzt: 

1. mindestens einen der folgenden Abschlüsse be¬ 
sitzt: 

a) den mittleren Schulabschluss oder einen an¬ 
deren gleichwertigen Schulabschluss oder 

a) unverändert 

b) eine nach einem Hauptschulabschluss oder 
einer gleichwertigen Schulbildung erfolg¬ 
reich abgeschlossene Berufsausbildung in 
einem Beruf, fiir den eine reguläre Ausbil¬ 
dungsdauer von mindestens zwei Jahren vor¬ 
geschrieben ist, 

b) einen Hauptschulabschluss oder einen an¬ 
deren als gleichwertig anerkannten Ab¬ 
schluss zusammen mit dem Nachweis einer 
erfolgreich abgeschlossenen, mindestens 

zweijährigen Berufsausbildung, 
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2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Absolvie¬ 
rung der Ausbildung ergibt, 

2. unverändert 

3. in gesundheitlicher Hinsicht zur Absolviemng der 

Ausbildung nicht ungeeignet ist und 

3. unverändert 

4. über die Kenntnisse der deutschen Sprache ver¬ 
fügt, die für die Ausbildung erforderlich sind. 

4. unverändert 

§ 11 

§ 11 

Dauer und Struktur der Ausbildung 

unverändert 

(1) Die Ausbildung dauert in Vollzeit zweiein¬ 
halb Jahre. Sie umfasst 


1. eine zweijährige schulische Ausbildung, 


2. ein Praktikum in einer Apotheke während der 
schulischen Ausbildung, 


3. eine Grundausbildung in Erster Hilfe außerhalb 
der schulischen Ausbildung und 


4. eine halbjährige praktische Ausbildung in einer 
Apotheke nach Abschluss der schulischen Ausbil¬ 
dung. 


(2) Die Ausbildung kann auch in Teilzeit absol¬ 
viert werden. In diesem Fall soll sie höchstens fünf 
Jahre dauern. 


(3) Auf Antrag einer oder eines Auszubildenden 
kann, vorbehaltlich der Rechtsverordnung nach § 56, 
die zuständige Behörde eine Verlängerung der Ausbil¬ 
dung genehmigen, wenn die Verlängerung erforderlich 
ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen. 


(4) Über die Genehmigung nach Absatz 3 ent¬ 
scheidet die zuständige Behörde des Landes, in dem die 
Ausbildung durchgeführt wird oder entsprechend dem 
Antrag durchgeführt werden soll, in Abstimmung mit 
der Schule oder, sofern eine Verlängemng der prakti¬ 
schen Ausbildung erforderlich ist, mit dem Träger der 
praktischen Ausbildung; § 24 Absatz 2 bleibt unbe¬ 
rührt. Beabsichtigt die zuständige Behörde, dem An¬ 
trag nicht stattzugeben, so ist die oder der Auszubil¬ 
dende vor der Entscheidung anzuhören. 
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§ 12 

§ 12 

Verkürzung der Ausbildungsdauer durch Anrech¬ 
nung gleichwertiger Ausbildungen 

unverändert 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine er¬ 
folgreich abgeschlossene Ausbildung oder erfolgreich 
abgeschlossene Teile einer Ausbildung oder erfolg¬ 
reich abgeschlossene Teile eines Studiums der Pharma¬ 
zie oder einer anderen naturwissenschaftlichen Fach¬ 
richtung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit auf die 
Dauer der Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen 
Assistentin oder zum pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten anrechnen, wenn die Erreichung des Ausbil¬ 
dungsziels dadurch nicht gefährdet wird. 


§ 13 

§ 13 

Anrechnung von Fehlzeiten 

Anrechnung von Fehlzeiten 

(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden ange¬ 
rechnet: 

(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden ange¬ 
rechnet: 

1. Ferien und Urlaub, 

1. Urlaub, einschließlich Bildungsurlaub, oder Fe¬ 
rien, 

2. Fehlzeiten wegen Krankheit oder aus anderen 
Gründen, die die oder der Auszubildende nicht zu 
vertreten hat, 

2. Fehlzeiten wegen Krankheit oder aus anderen, 

von der Auszubildenden oder dem Auszubil¬ 
denden nicht zu vertretenden Gründen 

a) bis zu 1 0 Prozent der Dauer der schulischen 
Ausbildung und 

a) bis zu 10 Prozent des theoretischen und 
praktischen Unterrichts und 

b) bis zu 1 0 Prozent der Dauer der praktischen 
Ausbildung sowie 

b) bis zu 10 Prozent der Stunden der prakti¬ 
schen Ausbildung nach Maßgabe der Aus- 
bildungs- und Prüfungsverordnung sowie 

3. Fehlzeiten aufgrund mutterschutzrechtlicher Be¬ 
schäftigungsverbote. 

3. Fehlzeiten der Auszubildenden aufgrund mutter¬ 

schutzrechtlicher Beschäftigungsverbote, die ein¬ 
schließlich der Fehlzeiten nach Nummer 2 eine 
Gesamtdauer von 18 Wochen nicht überschrei¬ 
ten. 

Die Unterbrechung der Ausbildung wegen Fehlzeiten 
aufgrund mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsver¬ 
bote und wegen Fehlzeiten aufgrund von Krankheit o- 
der aus anderen Gründen, die die oder der Auszubil¬ 
dende nicht zu vertreten hat, darf eine Gesamtdauer 
von 18 Wochen nicht überschreiten. 

(2) Auf Antrag kann die zuständige Behörde 
auch über Absatz 1 hinausgehende Fehlzeiten be¬ 
rücksichtigen, wenn eine besondere Härte vorliegt 
und das Erreichen des Ausbildungsziels durch die 
Anrechnung nicht gefährdet wird. Ist eine Anrech¬ 
nung der Fehlzeiten nicht möglich, kann die Ausbil¬ 
dungsdauer entsprechend verlängert werden. 
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(2) Die oder der Auszubildende kann bei der zu¬ 
ständigen Behörde beantragen, dass ihr oder ihm auch 
andere als die in Absatz 1 genannten Fehlzeiten und 
über Absatz 1 hinausgehende Fehlzeiten auf die Dauer 
der schulischen Ausbildung angerechnet werden. Die 
Anrechnung hat zu erfolgen, wenn 

(3) Freistellungsansprüche nach dem Be¬ 
triebsverfassungsgesetz, dem Bundespersonalver¬ 
tretungsgesetz oder den Landespersonalvertre¬ 
tungsgesetz bleiben unberührt. 

1. eine besondere Härte vorliegt und 

entfällt 

2. bei der oder dem Auszubildenden das Erreichen 
des Ausbildungsziels durch die Anrechnung nicht 
gefährdet wird. 

entfällt 

(3) Über die Anrechnung von Fehlzeiten ent¬ 
scheidet die zuständige Behörde. 

entfällt 

(4) Ist eine Anrechnung der Fehlzeiten nicht 
möglich, kann die Ausbildung nach §11 Absatz 3 ver¬ 
längert werden. 

entfällt 

(5) Nicht als Fehlzeit angerechnet werden Frei¬ 
stellungsansprüche nach dem Betriebsverfassungsge¬ 
setz, dem Bundespersonalvertretungsgesetz oder den 
Landespersonalvertretungsgesetzen. 

entfällt 

§ 14 

§ 14 

Staatliche Prüfung 

unverändert 

(1) Die Ausbildung schließt mit der staatlichen 
Prüfung ab. 


(2) Die staatliche Prüfung besteht aus zwei Ab¬ 
schnitten. Der erste Abschnitt der Prüfung findet am 
Ende der schulischen Ausbildung statt. Der zweite Ab¬ 
schnitt der Prüfung findet nach Abschluss der prakti¬ 
schen Ausbildung in der Apotheke statt. 


(3) Nicht bestandene Teile der staatlichen Prü¬ 
fung kann die zu prüfende Person bis zu zweimal wie¬ 
derholen. 


§ 15 

§ 15 

Schulische Ausbildung 

Schulische Ausbildung 

(1) Die schulische Ausbildung wird an einer 
staatlichen Schule oder an einer Schule durchgeführt, 
die als zur Ausbildung geeignet staatlich anerkannt ist. 
Die schulische Ausbildung umfasst theoretischen und 
praktischen Unterricht. 

(1) Die schulische Ausbildung wird an einer 
staatlichen, staatlich genehmigten oder staatlich an¬ 
erkannten Schule durchgeführt. Die schulische Aus¬ 
bildung umfasst theoretischen und praktischen Unter¬ 
richt. 

(2) Die staatliche Anerkennung der Schule er¬ 
folgt durch die zuständige Behörde. 

(2) Die staatliche Genehmigung oder Anerken¬ 
nung der Schule erfolgt durch die zuständige Behörde. 
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§ 16 

§ 16 

Mindestanforderungen an die Schulen 

Mindestanforderungen an die Schulen 

(1) Die Schulen müssen eine ordnungsgemäße 
schulische Ausbildung sicherstellen. Sie müssen fol¬ 
gende Anforderungen erfüllen: 

(1) Die Schulen müssen eine ordnungsgemäße 
schulische Ausbildung sicherstellen. Sie müssen fol¬ 
gende Anforderungen erfüllen: 

1. eine hauptberufliche Leitung durch eine fachlich 
und pädagogisch qualifizierte Person mit einer ab¬ 
geschlossenen fachlich geeigneten Hochschulaus¬ 
bildung auf Masterniveau oder vergleichbarem 
Niveau, 

1. eine hauptberufliche Leitung der Schule durch 
eine pädagogisch qualifizierte Person mit einer 
abgeschlossenen Hochschulausbildung auf Mas¬ 
ter- oder vergleichbarem Niveau, 

2. den Einsatz von fachlich und pädagogisch qualifi¬ 
zierten Lehrkräften, insbesondere mit einer abge¬ 
schlossenen Hochschulausbildung in Phannazie 
für die Durchführung des theoretischen und prak¬ 
tischen Unterrichts oder mit einer pharmazeu¬ 
tisch-technischen Ausbildung für die Mitwirkung 
an der Durchführung des praktischen Unterrichts 
und jeweils einer pädagogischen Zusatzqualifizie¬ 
rung, 

2. unverändert 

3. eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze 

angemessene Zahl hauptberuflicher Lehrkräfte 
und 

3. unverändert 

4. das Vorhandensein der für die Ausbildung erfor¬ 
derlichen Räume und Einrichtungen sowie ausrei¬ 
chender Lehr- und Lernmittel. 

4. unverändert 

(2) Die pädagogische Qualifizierung nach Ab¬ 
satz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 kann für Apothekerin¬ 
nen und Apotheker durch eine entsprechende Weiter¬ 
bildung nach der Weiterbildungsordnung der zuständi¬ 
gen Apothekerkammer erfolgen; sie kann auch durch 
eine ausreichende Lehrerfahrung erbracht werden. 

(2) unverändert 

(3) Die Länder können durch Landesrecht das 
Nähere zu den Anforderungen der Anerkennung be¬ 
stimmen und darüber hinausgehende Anforderungen 
festlegen. 

(3) unverändert 

§ 17 

§ 17 

Praktische Ausbildung 

Praktische Ausbildung 

(1) Die praktische Ausbildung dürfen nur Aus¬ 
zubildende absolvieren, die den ersten Abschnitt der 
staatlichen Prüfung bestanden haben. 

(1) Die praktische Ausbildung nach § 11 Ab¬ 
satz 1 Satz 2 Nummer 4 dürfen nur Auszubildende 
absolvieren, die den ersten Abschnitt der staatlichen 
Prüfung bestanden haben. 
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(2) Die praktische Ausbildung wird in Apothe¬ 
ken, ausgenommen Zweigapotheken, durchgeführt. 

(2) Die praktische Ausbildung wird in Apothe¬ 
ken, ausgenommen Zweigapotheken, durchgeführt. 

Träger der praktischen Ausbildung sind: 


1. in der öffentlichen Apotheke die Apothekenlei¬ 
terin oder der Apothekenleiter, 


2. in der Krankenhausapotheke der Träger des 
Krankenhauses. 

(3) Als Träger der praktischen Ausbildung hat 
die Apothekenleiterin oder der Apothekenleiter für eine 
ordnungsgemäße praktische Ausbildung, insbesondere 
für eine ausreichende Praxisanleitung der oder des 
Auszubildenden, zu sorgen. Der zeitliche Anteil der 
Praxisanleitung muss mindestens 10 Prozent der Dauer 
der praktischen Ausbildung betragen. Die Zahl der 
Auszubildenden zum Beruf der pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten soll in einem angemessenen Verhält¬ 
nis zum Umfang des Apothekenbetriebs, insbesondere 
zur Zahl der in der Apotheke tätigen Apothekerinnen 
und Apotheker, stehen. 

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat 
für eine ordnungsgemäße praktische Ausbildung, ins¬ 
besondere für eine ausreichende Praxisanleitung der o- 
der des Auszubildenden, zu sorgen. Der zeitliche An¬ 
teil der Praxisanleitung muss mindestens 10 Prozent 
der Dauer der praktischen Ausbildung betragen. Die 
Zahl der Auszubildenden zum Beruf der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin und des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten soll in einem angemessenen 
Verhältnis zum Umfang des Apothekenbetriebs, insbe¬ 
sondere zur Zahl der in der Apotheke tätigen Apothe¬ 
kerinnen und Apotheker, stehen. 


Die Praxisanleitung kann durchgeführt werden 
durch 


1. Apothekerinnen und Apotheker und 


2. weitere Angehörige des pharmazeutischen 
Personals, die über eine pädagogische Zu¬ 
satzqualifikation und über eine Berufserfah¬ 
rung von mindestens zwei Jahren verfügen. 


Die Länder können befristet bis zum 31. Dezember 
2030 von Satz 4 abweichende Regelungen treffen. 


(4) Die ausbildende Apotheke kooperiert mit 
der Schule, an der die Auszubildende oder der Aus¬ 
zubildende die schulische Ausbildung absolviert 
hat; sie hat insbesondere den Ausbildungsplan für 
die Auszubildende oder den Auszubildenden im Be¬ 
nehmen mit der Schule festzulegen. 

(4) Die Bundesapothekerkammer regelt in 
Richtlinien das Nähere zur Durchführung der prakti¬ 
schen Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistentin oder zum pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten. 

(5) unverändert 
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Abschnitt 4 

Abschnitt 4 

Ausbi1dungsverhä 11 n i s während 
der praktischen Ausbildung 

Ausbildungsverhältnis während 
der praktischen Ausbildung 

§ 18 

§ 18 

Ausbildungsvertrag 

Ausbildungsvertrag 

(1) Zwischen der Apothekenleiterin oder dem 
Apothekenleiter und der oder dem Auszubildenden ist 
für die Durchführung der praktischen Ausbildung ein 
Ausbildungsvertrag zu schließen. Der Abschluss und 
jede Änderung des Ausbildungsvertrages bedürfen der 
Schriftform. Die schriftliche Form kann nicht durch die 
elektronische Form ersetzt werden. 

(1) Zwischen dem Träger der praktischen 
Ausbildung und der oder dem Auszubildenden ist für 
die Durchführung der praktischen Ausbildung ein Aus¬ 
bildungsvertrag zu schließen. Der Abschluss und jede 
Ändemng des Ausbildungsvertrages bedürfen der 
Schriftform. Die schriftliche Form kann nicht durch die 
elektronische Form ersetzt werden. 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens 
enthalten: 

(2) unverändert 

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 


2. den Beginn und die Dauer der praktischen Ausbil¬ 
dung, 


3. den Ausbildungsplan für die praktische Ausbil¬ 
dung, 


4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö¬ 
chentlichen Arbeitszeit, 


5. die Höhe der Ausbildungsvergütung einschließ¬ 
lich des Umfangs etwaiger Sachbezüge, 


6. die Modalitäten zur Zahlung der Ausbildungsver¬ 
gütung und 


7. die Dauer des Urlaubs. 


(3) Des Weiteren sollen folgende Angaben, In¬ 
formationen und Hinweise im Vertrag enthalten sein o- 
der dem Vertrag beigefügt werden: 

(3) unverändert 

1. die Dauer der Probezeit, 


2. Angaben über die der Ausbildung zugrunde lie¬ 
gende Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
nach § 56, 


3. Angaben zu den Voraussetzungen, unter denen 
der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
sowie 
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4. Hinweise auf die dem Ausbildungsvertrag zu¬ 
grunde liegenden tariflichen Bestimmungen, Be¬ 
triebs- oder Dienstvereinbarungen sowie auf die 
Rechte als Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Be¬ 
triebsverfassungsgesetzes oder von § 4 des Bun¬ 
despersonalvertretungsgesetzes des Trägers der 
praktischen Ausbildung. 


(4) Der Ausbildungsvertrag ist bei Minderjähri¬ 
gen gemeinsam von den Minderjährigen und deren ge¬ 
setzlichen Vertretern zu schließen. 

(4) unverändert 

(5) Eine Vertragsurkunde ist der oder dem Aus¬ 
zubildenden auszuhändigen. Ist die oder der Auszubil¬ 
dende noch minderjährig, so ist auch ihren oder seinen 
gesetzlichen Vertretern eine Vertragsurkunde auszu¬ 
händigen. 

(5) unverändert 

§ 19 

§ 19 

Pflichten der Träger der praktischen Ausbildung 

Pflichten der Träger der praktischen Ausbildung 

(1) Die Apothekenleiterin oder der Apotheken¬ 
leiter hat die praktische Ausbildung in einer durch ih¬ 
ren Zweck gebotenen Fonn planmäßig sowie zeitlich 
und sachlich gegliedert so durchzuführen oder durch¬ 
führen zu lassen, dass das Ziel der praktischen Ausbil¬ 
dung in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann. 
Bei Beachtung der Richtlinien nach § 17 Absatz 4 ist 
insoweit von einer ordnungsgemäßen praktischen Aus¬ 
bildung auszugehen. 

(1) Der Träger der praktischen Ausbildung 
hat, im Fall des § 17 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 im 
Einvernehmen mit der Apothekenleiterin oder dem 
Apothekenleiter, die praktische Ausbildung in einer 
durch ihren Zweck gebotenen Form planmäßig sowie 
zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen oder 
durchführen zu lassen, dass das Ziel der praktischen 
Ausbildung in der vorgesehenen Zeit erreicht werden 
kann. Bei Beachtung der Richtlinien nach § 17 Ab¬ 
satz 5 ist insoweit von einer ordnungsgemäßen prakti¬ 
schen Ausbildung auszugehen. 

(2) Die Apothekenleiterin oder der Apotheken¬ 
leiter hat den vorgegebenen Mindestumfang der Pra¬ 
xisanleitung sicherzustellen. 

(2) Der Träger der praktischen Ausbildung 

hat den vorgegebenen Mindestumfang der Praxisanlei¬ 
tung sicherzustellen. 

(3) Die Apothekenleiterin oder der Apotheken¬ 
leiter hat der oder dem Auszubildenden die Ausbil¬ 
dungsmittel kostenlos zur Verfügung zu stellen, die zur 
Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen Prtifüng 
erforderlich sind. Zu den Ausbildungsmitteln gehören 
insbesondere Fachbücher, Fachliteratur, Datenbanken, 
Instrumente und Apparate sowie Reagenzien und Un¬ 
tersuchungsmaterialien. 

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung 

hat der oder dem Auszubildenden die Ausbildungsmit¬ 
tel kostenlos zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbil¬ 
dung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung erfor¬ 
derlich sind. Zu den Ausbildungsmitteln gehören ins¬ 
besondere Fachbücher, Fachliteratur, Datenbanken, In¬ 
strumente und Apparate sowie Reagenzien und Unter¬ 
suchungsmaterialien. 

(4) Die Apothekenleiterin oder der Apotheken¬ 
leiter hat bei der Gestaltung der praktischen Ausbil¬ 
dung auf die erforderlichen Lern- und Vorbereitungs¬ 
zeiten Rücksicht zu nehmen. 

(4) Der Träger der praktischen Ausbildung 

hat bei der Gestaltung der praktischen Ausbildung auf 
die erforderlichen Lern- und Vorbereitungszeiten 
Rücksicht zu nehmen. 
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(5) Die Apothekenleiterin oder der Apotheken¬ 
leiter darf der oder dem Auszubildenden nur Aufgaben 
übertragen, die dem Ausbildungsziel und ihrem oder 
seinem Ausbildungsstand entsprechen. Die übertrage¬ 
nen Aufgaben sollen den physischen und psychischen 
Kräften der oder des Auszubildenden angemessen sein. 

(5) Der Träger der praktischen Ausbildung 
darf, im Fall des § 17 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 im 
Einvernehmen mit der Apothekenleiterin oder dem 
Apothekenleiter, der oder dem Auszubildenden nur 
Aufgaben übertragen, die dem Ausbildungsziel und ih¬ 
rem oder seinem Ausbildungsstand entsprechen. Die 
übertragenen Aufgaben sollen den physischen und psy¬ 
chischen Kräften der oder des Auszubildenden ange¬ 
messen sein. 

§20 

§20 

Pflichten der oder des Auszubildenden 

unverändert 

(1) Die oder der Auszubildende hat sich zu be¬ 
mühen, das Ausbildungsziel zu erreichen. 


(2) Insbesondere ist die oder der Auszubildende 
verpflichtet, 


1. die Aufgaben, die ihr oder ihm im Rahmen der 
Ausbildung übertragen werden, sorgfältig auszu¬ 
führen. 


2. die Rechte der Patientinnen, Patienten, Kundin¬ 
nen und Kunden zu wahren und ihre Selbstbestim¬ 
mung zu achten, 


3. die Bestimmungen über die Schweigepflicht, die 
für Beschäftigte in Einrichtungen der praktischen 
Ausbildung gelten, einzuhalten und über Betriebs¬ 
geheimnisse Stillschweigen zu bewahren und 


4. den vorgeschriebenen Ausbildungsnachweis zu 
führen. 


§21 

§21 

Ausbildungsvergütung; Überstunden und ihre 
Vergütung 

Ausbildungsvergütung; Überstunden und ihre 
Vergütung 

(1) Die Apothekenleiterin oder der Apotheken¬ 
leiter hat der oder dem Auszubildenden eine angemes¬ 
sene monatliche Ausbildungsvergütung zu gewähren. 
Die Vergütung ist während der gesamten praktischen 
Ausbildung zu zahlen. 

(1) Der Träger der praktischen Ausbildung 

hat der oder dem Auszubildenden eine angemessene 
monatliche Ausbildungsvergütung zu gewähren. Die 
Vergütung ist während der gesamten praktischen Aus¬ 
bildung zu zahlen. 

(2) Eine über die vereinbarte regelmäßige Aus¬ 
bildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist nur aus¬ 
nahmsweise zulässig und besonders zu vergüten oder 
in Freizeit auszugleichen. 

(2) unverändert 
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(3) Der oder dem Auszubildenden ist die Vergü¬ 
tung bis zur Dauer von sechs Wochen auch dann zu 
zahlen, wenn sie oder er die Pflichten aus dem Ausbil¬ 
dungsverhältnis aus Gründen, die sie oder er nicht zu 
vertreten hat, nicht erfüllen kann. 

(3) unverändert 

§22 

§22 

Sachbezüge 

unverändert 

(1) Auf die Ausbildungsvergütung können 
Sachbezüge angerechnet werden. Maßgeblich für die 
Bestimmung der Werte der Sachbezüge sind die Werte, 
die in der Verordnung über die sozialversicherungs¬ 
rechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeit¬ 
gebers als Arbeitsentgelt in der jeweils geltenden Fas¬ 
sung bestimmt sind. 


(2) Die Anrechnung von Sachbezügen ist nur 
zulässig, soweit dies im Ausbildungsvertrag vereinbart 
worden ist. Der Wert der Sachbezüge darf 75 Prozent 
der Bruttovergütung nicht überschreiten. 


(3) Kann die oder der Auszubildende aus be¬ 
rechtigtem Grund Sachbezüge nicht abnehmen, so ist 
der Wert für diese Sachbezüge nach den Sachbezugs¬ 
werten auszuzahlen. 


§23 

§23 

Probezeit 

unverändert 

(1) Die ersten vier Wochen des Ausbildungsver¬ 
hältnisses sind die Probezeit. 


(2) Die Dauer der Probezeit kann von Absatz 1 
abweichen, sofern sich aus tarifVertraglichen Regelun¬ 
gen eine andere Dauer ergibt. 


§24 

§24 

Ende des Ausbildungsverhältnisses 

Ende des Ausbildungsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet unabhän¬ 
gig vom Zeitpunkt des zweiten Abschnitts der staatli¬ 
chen Prüfung mit Ablauf der Zeit der praktischen Aus¬ 
bildung. 

(1) unverändert 

(2) Die oder der Auszubildende kann bei der 
Apothekenleiterin oder dem Apothekenleiter schriftlich 
eine Verlängerung des Ausbildungsverhältnisses ver¬ 
langen, wenn sie oder er 

(2) Die oder der Auszubildende kann bei dem 
Träger der praktischen Ausbildung schriftlich eine 
Verlängerung des Ausbildungsverhältnisses verlangen, 
wenn sie oder er 



















Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


25 


Drucksache 19/15160 


Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

1. den zweiten Abschnitt der staatlichen Prüfung 
nicht bestanden hat oder 

1. unverändert 

2. ohne eigenes Verschulden die staatliche Prüfung 
nicht zum vorgesehenen Termin ablegen kann. 

2. unverändert 

Das Ausbildungsverhältnis verlängert sich bis zum 
Termin der nächstmöglichen staatlichen Prüfung. 

Das Ausbildungsverhältnis verlängert sich bis zum 
Termin der nächstmöglichen staatlichen Prüfung. 

§25 

§25 

Kündigung des Ausbildungsverhältnisses 

unverändert 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbil¬ 
dungsverhältnis von jedem Vertragspartner jederzeit 
ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt wer¬ 
den. 


(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungs¬ 
verhältnis von jedem Vertragspartner ohne Einhalten 
einer Kündigungsfrist nur gekündigt werden, wenn 


1. die oder der Auszubildende sich eines Verhaltens 
schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuver¬ 
lässigkeit zur Berufsausübung ergibt, 


2. die oder der Auszubildende in gesundheitlicher 
Hinsicht dauerhaft oder längerfristig nicht oder 
nicht mehr zur Absolvierung der Ausbildung ge¬ 
eignet ist oder 


3. ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt. 


In diesen Fällen ist die Kündigung zu begründen. 


(3) Nach der Probezeit kann die oder der Auszu¬ 
bildende mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen 
das Ausbildungsverhältnis ohne Angabe des Kündi¬ 
gungsgrundes kündigen. 


(4) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. 


(5) Eine Kündigung aus einem sonstigen wichti¬ 
gen Grund ist unwirksam, wenn die Tatsachen, die der 
Kündigung zugrunde liegen, der kündigungsberechtig¬ 
ten Person länger als 14 Tage bekannt sind. Ist ein vor¬ 
gesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen 
Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der 
Lauf der Frist nach Satz 1 gehemmt. 
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§26 

§26 

Beschäftigung im Anschluss an das Ausbildungs¬ 
verhältnis 

unverändert 

Wird die oder der Auszubildende im Anschluss an 
das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hier¬ 
über ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt 
ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begrün¬ 
det. 


§27 

§27 

Nichtigkeit von Vereinbarungen 

unverändert 

(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der o- 
der des Auszubildenden von den §§ 18 bis 26 ab weicht, 
ist nichtig. 


(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 


1. die Verpflichtung der oder des Auszubildenden, 
für die praktische Ausbildung eine Entschädigung 
zu zahlen. 


2. Vertragsstrafen, 


3. den Ausschluss oder die Beschränkung von Scha¬ 

densersatzansprüchen und 


4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes 
in Pauschalbeträgen. 


(3) Nichtig ist zudem eine Vereinbarung, die die 
Auszubildende oder den Auszubildenden für die Zeit 
nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses in der 
Ausübung ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit be¬ 
schränkt. Wirksam ist eine innerhalb der letzten sechs 
Wochen des Ausbildungsverhältnisses getroffene Ver¬ 
einbarung darüber, dass die oder der Auszubildende 
nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses ein Ar¬ 
beitsverhältnis eingeht. 
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Abschnitt 5 

Abschnitt 5 

Anerkennung im Ausland erwor¬ 
bener Berufsqualifikationen 

unverändert 

§28 


Anforderungen an die Anerkennung einer außer¬ 
halb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes abgeschlossenen Ausbildung 


(1) Eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes erworbene Berufsqualifikation wird aner¬ 
kannt, wenn 


1. sie mit der in diesem Gesetz geregelten Ausbil¬ 
dung gleichwertig ist oder 


2. die antragstellende Person die erforderliche An¬ 
passungsmaßnahme erfolgreich absolviert hat. 


(2) Die Überprüfung der Gleichwertigkeit der 
Berufsqualifikation erfolgt auf der Grundlage der ein¬ 
gereichten Ausbildungsnachweise und Arbeitszeug¬ 
nisse. 


(3) Die zuständige Behörde bestätigt der antrag¬ 
stellenden Person innerhalb eines Monats den Empfang 
der Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, welche 
Unterlagen fehlen. Die Prüfung des Antrags muss so 
schnell wie möglich abgeschlossen werden, spätestens 
jedoch drei Monate nach Einreichung der vollständigen 
Unterlagen. 


(4) Auf Antrag ist der antragstellenden Person 
ein gesonderter Bescheid über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit ihrer Berufsqualifikation zu erteilen. 


§29 


Nichtanwendbarkeit des Berufsqualifikationsfest¬ 
stellungsgesetzes 


Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz fin¬ 
det mit Ausnahme des § 17 des Berufsqualifikations¬ 
feststellungsgesetzes keine Anwendung. 
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§30 


Begriffsbestimmungen zu den ausländischen Staa¬ 
ten 


(1) Mitgliedstaat im Sinne dieses Gesetzes ist 
ein Mitgliedstaat der Europäischen Union. Andere Mit¬ 
gliedstaaten sind alle Mitgliedstaaten außer der Bun¬ 
desrepublik Deutschland. 


(2) Vertragsstaat im Sinne dieses Gesetzes ist 
ein Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi¬ 
schen Wirtschaftsraum. Andere Vertragsstaaten sind 
alle Vertragsstaaten außer der Bundesrepublik 
Deutschland. 


(3) Drittstaat ist ein Staat, der weder Mitglied¬ 
staat noch Vertragsstaat ist. 


(4) Gleichgestellter Staat ist ein Drittstaat, der 
bei der Anerkennung von Berufsqualifikationen nach 
dem Recht der Europäischen Union einem Mitglied¬ 
staat gleichgestellt ist. 


(5) Herkunftsstaat ist der Mitgliedstaat, der an¬ 
dere Vertragsstaat oder der gleichgestellte Staat, in 
dem die Berufsqualifikation erworben worden ist. 


(6) Aufnahmestaat ist der andere Mitgliedstaat, 
der andere Vertragsstaat oder der gleichgestellte Staat, 
in dem eine pharmazeutisch-technische Assistentin o- 
der ein pharmazeutisch-technischer Assistent niederge¬ 
lassen ist oder Dienstleistungen erbringt. 


§31 


Ausbildungsnachweise bei Berufsqualifikationen, 
die in einem anderen Mitgliedstaat, in einem ande¬ 
ren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten 
Staat abgeschlossen worden sind 


(1) Bei einer Berufsqualifikation, die in einem 
anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat 
oder in einem gleichgestellten Staat abgeschlossen 
worden ist, soll die Überprüfung der Gleichwertigkeit 
der Berufsqualifikation nur aufgrund der folgenden 
Ausbildungsnachweise erfolgen: 
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1. Europäischer Berufsausweis, aus dem hervorgeht, 
dass die antragstellende Person eine Berufsquali¬ 
fikation erworben hat, die in diesem Staat erfor¬ 
derlich ist für den unmittelbaren Zugang zu einem 
Beruf, der dem Beruf der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten entspricht, 


2. Europäischer Berufsausweis für den Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten, 


3. ein Ausbildungsnachweis, 


a) der dem Niveau entspricht, das genannt ist in 

Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
(ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 
vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, 
S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 
24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch den 
Delegierten Beschluss (EU) 2019/608 (ABI. 
L 104 vom 15.4.2019, S. 1) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, und 


b) aus dem hervorgeht, dass die antragstellende 
Person eine Ausbildung erworben hat, die in 
diesem Staat erforderlich ist für den unmit¬ 
telbaren Zugang zu einem Beruf, der dem 
Beruf der pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tentin und des pharmazeutisch-technischen 
Assistenten entspricht, oder 


4. ein Diplom, aus dem hervorgeht, dass die antrag¬ 
stellende Person eine Ausbildung erworben hat, 
die in diesem Staat erforderlich ist für den unmit¬ 
telbaren Zugang zu einem Beruf, der dem Bemf 
der pharmazeutisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten ent¬ 
spricht. 


(2) Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Aus¬ 
bildungsnachweise nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe 
c der Richtlinie 2005/36/EG in der jeweils geltenden 
Fassung, die mindestens dem in Artikel 11 Buchstabe 
b der Richtlinie 2005/36/EG genannten Niveau ent¬ 
sprechen und denen eine Bescheinigung des Flerkunfts- 
staats über das Ausbildungsniveau beigefügt ist. 


(3) Als Diplome gelten auch 
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1. Ausbildungsnachweise oder eine Gesamtheit von 
Ausbildungsnachweisen, die von einer zuständi¬ 
gen Behörde des Herkunftsstaats ausgestellt wor¬ 
den sind, sofern die Ausbildungsnachweise 


a) den erfolgreichen Abschluss einer Ausbil¬ 
dung bescheinigen, die in einem Mitglied¬ 
staat, einem Vertragsstaat oder einem gleich¬ 
gestellten Staat auf Vollzeitbasis oder Teil¬ 
zeitbasis im Rahmen formaler oder nichtfor¬ 
maler Ausbildungsprogramme erworben 
worden ist, 


b) von diesem Herkunftsstaat als gleichwertig 
anerkannt worden sind und 


c) in Bezug auf die Aufnahme oder Ausübung 
des Berufs der pharmazeutisch-technischen 
Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten dieselben Rechte verlei¬ 
hen oder auf die Ausübung dieses Berufs 
vorbereiten, und 


2. Berufsqualifikationen, die zwar nicht den Erfor¬ 
dernissen der Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten des Herkunftsstaats für die Aufnahme oder 
Ausübung des Berufs der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten entsprechen, ihrer Inhaberin o- 
der ihrem Inhaber jedoch Rechte verleihen, die 
nach dem Recht des Herkunftsstaats erworben 
worden sind. 


§32 


Ausbildungsnachweise bei Ausbildungen, die in ei¬ 
nem Drittstaat abgeschlossen worden sind 


(1) Bei einer Berufsqualifikation, die in einem 
Drittstaat, der kein gleichgestellter Staat ist, abge¬ 
schlossen worden ist, sind die Ausbildungsnachweise 
vorzulegen, die 


1. in dem Drittstaat ausgestellt worden sind und 


2. mit angemessenem Aufwand beizubringen sind. 


(2) In Ausnahmefallen kann der Abschluss der 
Berufsqualifikation auch auf andere Art und Weise 
glaubhaft gemacht werden. 
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(3) Ist die Gleichwertigkeit der Berufsqualifika¬ 
tion bereits in einem anderen Mitgliedstaat, in einem 
anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten 
Staat anerkannt worden, so ist die entsprechende Be¬ 
scheinigung vorzulegen. 


§33 


Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation 


Eine Berufsqualifikation, die außerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs dieses Gesetzes abgeschlossen worden 
ist, ist gleichwertig mit der in diesem Gesetz geregelten 
Ausbildung zur pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
tin oder zum pharmazeutisch-technischen Assistenten, 
wenn 


1. sie keine wesentlichen Unterschiede aufweist ge¬ 
genüber der in Abschnitt 3 und in der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsverordnung nach § 56 gere¬ 
gelten Ausbildung oder 


2. wesentliche Unterschiede vollständig durch den 
Nachweis von Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Kompetenzen aufgrund von Berufserfahrung oder 
von lebenslangem Lernen ausgeglichen werden. 


§34 


Wesentliche Unterschiede bei der Berufsqualifika¬ 
tion 


Wesentliche Unterschiede liegen vor, 


1. wenn in der Berufsqualifikation mindestens ein 
Themenbereich oder ein berufspraktischer Be¬ 
standteil fehlt, der in Deutschland Mindestvoraus¬ 
setzung für die Ausübung des Berufs der pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistentin und des pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistenten ist, oder 


2. wenn in dem Beruf mindestens eine reglemen¬ 
tierte Tätigkeit nicht ausgeübt wird, die in 
Deutschland Mindestvoraussetzung für die Aus¬ 
übung des Berufs der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten ist. 
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§35 


Ausgleich durch Berufserfahrung oder durch le¬ 
benslanges Lernen 


(1) Wesentliche Unterschiede können vollstän¬ 
dig oder teilweise ausgeglichen werden durch Kennt¬ 
nisse, Fähigkeiten und Kompetenzen, die die antrag¬ 
stellende Person erworben hat 


1. durch Berufserfahrung im Rahmen ihrer tatsächli¬ 
chen und rechtmäßigen Ausübung des Berufs der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten in Voll¬ 
oder Teilzeit oder 


2. durch lebenslanges Lernen. 


(2) Die Anerkennung der nach Absatz 1 Num¬ 
mer 2 erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kom¬ 
petenzen setzt voraus, dass sie von einer dafür in dem 
jeweiligen Staat zuständigen Stelle formell als gültig 
anerkannt worden sind. 


(3) Für die Anerkennung ist nicht entscheidend, 
in welchem Staat die jeweiligen Kenntnisse, Fähigkei¬ 
ten und Kompetenzen erworben worden sind. 


§36 


Anpassungsmaßnahmen 


(1) Ist die Berufsqualifikation der antragstellen¬ 
den Person nicht mit der in diesem Gesetz geregelten 
Berufsqualifikation gleichwertig, so ist für eine Aner¬ 
kennung eine Anpassungsmaßnahme durchzuführen. 


(2) Dies gilt auch für den Fall, dass die Gleich¬ 
wertigkeit der Berufsqualifikation nur mit einem unan¬ 
gemessenen zeitlichen oder sachlichen Aufwand fest¬ 
gestellt werden kann, da die antragstellende Person die 
erforderlichen Unterlagen oder Ausbildungsnachweise 
aus Gründen, die nicht in der antragstellenden Person 
liegen, nicht vorlegen kann. 
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§37 


Anerkennung der Berufsqualifikation nach Eig¬ 
nungsprüfung oder Anpassungslehrgang 


(1) Als Anpassungsmaßnahme ist eine Eig¬ 
nungsprüfung oder ein Anpassungslehrgang erforder¬ 
lich, wenn die antragstellende Person 


1. eine Berufsqualifikation nachweist, die in einem 
anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertrags¬ 
staat oder in einem gleichgestellten Staat erwor¬ 
ben worden ist, oder 


2. eine Berufsqualifikation nachweist, die 


a) in einem Drittstaat, der kein gleichgestellter 
Staat ist, erworben worden ist und 


b) bereits in einem anderen Mitgliedstaat, in ei¬ 
nem anderen Vertragsstaat oder in einem 
gleichgestellten Staat anerkannt worden ist. 


(2) Die antragstellende Person hat das Recht, 
zwischen dem Ablegen der Eignungsprüfung oder dem 
Absolvieren eines Anpassungslehrgangs zu wählen. 


(3) Verfügt eine antragstellende Person über ei¬ 
nen Ausbildungsnachweis, der dem in Artikel 11 
Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG genannten Ni¬ 
veau entspricht, so muss sie eine Eignungsprüfung ab- 
legen. 


§38 


Anerkennung der Berufsqualifikation nach Kennt¬ 
nisprüfung oder Anpassungslehrgang 


(1) Als Anpassungsmaßnahme ist eine Kennt¬ 
nisprüfung oder ein Anpassungslehrgang erforderlich, 
wenn die antragstellende Person eine Berufsqualifika¬ 
tion nachweist, die 


1. in einem Drittstaat, der kein gleichgestellter Staat 
ist, erworben worden ist und 


2. weder in einem anderen Mitgliedstaat noch in ei¬ 
nem anderen Vertragsstaat noch in einem gleich¬ 
gestellten Staat anerkannt worden ist. 


(2) Die antragstellende Person hat das Recht, 
zwischen dem Ablegen der Kenntnisprüfung oder dem 
Absolvieren eines Anpassungslehrgangs zu wählen. 
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§39 


Eignungsprüfung 


(1) Die Eignungsprüfung erstreckt sich auf die 
wesentlichen Unterschiede, die zuvor bei der antrag¬ 
stellenden Person festgestellt worden sind. 


(2) Ist die Eignungsprüfung erfolgreich abgelegt 
worden, so wird die Berufsqualifikation anerkannt. 


§40 


Kenntnisprüfung 


(1) Die Kenntnisprüfung erstreckt sich auf den 
Inhalt der staatlichen Prüfling. 


(2) Ist die Kenntnisprüfung erfolgreich abgelegt 
worden, so wird die Berufsqualifikation anerkannt. 


§41 


Anpassungslehrgang 


(1) Den Inhalt und Umfang des Anpassungslehr¬ 
gangs regelt die auf der Grundlage des § 56 erlassene 
Ausbildungs- und Prüflingsverordnung. 


(2) Der Anpassungslehrgang darf höchstens drei 
Jahre dauern. 


(3) Am Ende des Anpassungslehrgangs wird 
eine Prüfling durchgeführt. 


(4) Ist die Prüfling bestanden worden, so wird 
die Berufsqualifikation anerkannt. 
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Abschnitt 6 

Abschnitt 6 

Dienstleistungserbringung 

unverändert 

§42 


Dienstleistungserbringung 


Eine Staatsangehörige oder ein Staatsangehöriger 
eines anderen Mitgliedstaates, eines anderen Vertrags¬ 
staates oder eines gleichgestellten Staates darf als 
dienstleistungserbringende Person im Rahmen vo¬ 
rübergehender und gelegentlicher Dienstleistungen im 
Sinne des Artikels 57 des Vertrages über die Arbeits¬ 
weise der Europäischen Union (ABI. C 326 vom 
26.10.2012, S. 47) den Beruf der pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten ausüben, wenn sie oder er zur 
Dienstleistung berechtigt ist. 


§43 


Meldung der Dienstleistungserbringung 


(1) Wer beabsichtigt, in Deutschland als dienst¬ 
leistungserbringende Person tätig zu sein, ist verpflich¬ 
tet, dies der in Deutschland zuständigen Behörde vorab 
schriftlich zu melden. 


(2) Bei der erstmaligen Meldung sind vorzule¬ 
gen: 


1. ein Nachweis der Staatsangehörigkeit, 


2. ein Nachweis der Berufsqualifikation, 


3. eine der beiden folgenden Bescheinigungen: 


a) eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass 
zum Zeitpunkt der Vorlage 


aa) eine rechtmäßige Niederlassung im Be¬ 
ruf der pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistentin und des pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistenten in einem anderen 
Mitgliedstaat, in einem anderen Ver¬ 
tragsstaat oder in einem gleichgestellten 
Staat besteht, 


bb) die Ausübung dieser Tätigkeit nicht, 
auch nicht vorübergehend, untersagt ist 
und 
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cc) keine Vorstrafen vorliegen, oder 


b) ein Nachweis in beliebiger Form darüber, 
dass eine Tätigkeit, die dem Beruf der phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistentin und des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten 

entspricht, während der vorangegangenen 
zehn Jahre mindestens ein Jahr lang rechtmä¬ 
ßig ausgeübt worden ist, falls in dem anderen 
Mitgliedstaat, in dem anderen Vertragsstaat 
oder in dem gleichgestellten Staat dieser Be¬ 
ruf oder die Qualifikation zu diesem Beruf 
nicht reglementiert ist, und 


4. eine Erklärung der Person, dass sie über die 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, die zur 
Berufsausübung erforderlich sind. 


(3) Die erstmalige Meldung ist an die zuständige 
Behörde des Landes zu richten, in dem die Dienstleis¬ 
tung erbracht werden soll. 


(4) Die zuständige Behörde bestätigt der mel¬ 
denden Person binnen eines Monats den Empfang der 
Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, welche Unter¬ 
lagen fehlen. 


§44 


Berechtigung zur Dienstleistungserbringung 


Zur Dienstleistungserbringung ist nur berechtigt, 

wer 


1. über eine zur Dienstleistungserbringung berechti¬ 
gende Berufsqualifikation verfügt, 


2. während der Dienstleistungserbringung in einem 
anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertrags¬ 
staat oder in einem gleichgestellten Staat rechtmä¬ 
ßig niedergelassen ist, 


3. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs der pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistentin und des pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten ergibt, 


4. in gesundheitlicher Hinsicht geeignet ist zur Aus¬ 
übung des Berufs der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten und 


5. über Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, 
die zur Berufsausübung erforderlich sind. 
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§45 


Zur Dienstleistungserbringung berechtigende 
Berufsqualifikation 


(1) Zur Dienstleistungserbringung berechtigen 
folgende Berufsqualifikationen: 


1. eine abgeschlossene Ausbildung nach diesem Ge¬ 
setz oder 


2. eine Berufsqualifikation, die 


a) in einem anderen Mitgliedstaat, in einem an¬ 
deren Vertragsstaat oder in einem gleichge¬ 
stellten Staat erworben worden ist, 


b) in dem Staat, in dem sie erworben worden 
ist, erforderlich ist für den unmittelbaren Zu¬ 
gang zu einem Beruf, der dem Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten 
entspricht, und 


c) entweder nach den §§ 33 bis 35 mit der in 
diesem Gesetz geregelten Ausbildung 
gleichwertig ist oder wesentliche Unter¬ 
schiede nur in einem Umfang aufweist, der 
nicht zu einer Gefährdung der öffentlichen 
Gesundheit führt. 


(2) Weist eine Berufsqualifikation wesentliche 
Unterschiede in einem Umfang auf, der zu einer Ge¬ 
fährdung der öffentlichen Gesundheit führt, so kann die 
meldende Person zum Erwerb einer zur Dienstleistung 
berechtigenden Berufsqualifikation eine Eignungsprü¬ 
fung ablegen, die sich auf diese wesentlichen Unter¬ 
schiede erstreckt. 


(3) Die meldende Person kann auch dann eine 
Eignungsprüfung ablegen, wenn die Gleichwertigkeit 
ihrer Berufsqualifikation nur mit einem unangemesse¬ 
nen zeitlichen oder sachlichen Aufwand festgestellt 
werden kann, da die die Meldung erstattende Person 
die erforderlichen Unterlagen oder Nachweise aus 
Gründen, die sie nicht zu verantworten hat, nicht vor¬ 
legen kann. 


(4) Ist die Eignungsprüfung erfolgreich abgelegt 
worden, so berechtigt die Berufsqualifikation der mel¬ 
denden Person zur Dienstleistungserbringung. 
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§46 


Überprüfen der Berechtigung zur Dienstleistungs¬ 
erbringung 


(1) Die zuständige Behörde überprüft, ob die 
meldende Person berechtigt ist, in Deutschland die Tä¬ 
tigkeit der pharmazeutisch-technischen Assistentin o- 
der des pharmazeutisch-technischen Assistenten als 
dienstleistungserbringende Person vorübergehend und 
gelegentlich auszuüben. 


(2) Den vorübergehenden und gelegentlichen 
Charakter der Dienstleistungserbringung beurteilt die 
zuständige Behörde im Einzelfall. In ihre Beurteilung 
bezieht sie Dauer, Häufigkeit, regelmäßige Wiederkehr 
und Kontinuität der Dienstleistungserbringung ein. 


(3) Soweit es für die Überprüfung der Gleich¬ 
wertigkeit der Berufsqualifikation erforderlich ist, 
kann die zuständige Behörde bei der zuständigen Be¬ 
hörde des Staates, in dem die meldende Person nieder¬ 
gelassen ist, Informationen über den Ausbildungsgang 
der meldenden Person anfordern. 


(4) Das Verfahren zur Überprüfung der Berufs¬ 
qualifikation muss so schnell wie möglich abgeschlos¬ 
sen werden, spätestens jedoch drei Monate nach Ein¬ 
reichung der vollständigen Unterlagen. 


§47 


Rechte und Pflichten der dienstleistungserbringen¬ 
den Person 


(1) Ist eine Person berechtigt, den Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und des phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistenten als dienstleis¬ 
tungserbringende Person vorübergehend und gelegent¬ 
lich auszuüben, so hat sie beim Erbringen der Dienst¬ 
leistung in Deutschland die gleichen Rechte und Pflich¬ 
ten wie Personen mit einer Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach § 1. 


(2) Die dienstleistungserbringende Person darf 
die Berufsbezeichnung „pharmazeutisch-technische 
Assistentin“ oder „pharmazeutisch-technischer Assis¬ 
tent“ führen, auch wenn sie nicht die Erlaubnis zur Be¬ 
rufsausübung nach § 1 besitzt. 


(3) Die dienstleistungserbringende Person ist 
verpflichtet, der zuständigen Behörde unverzüglich zu 
melden: 

















Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


39 


Drucksache 19/15160 


Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

1. eine Änderung der Staatsangehörigkeit, 


2. den Verlust der rechtmäßigen Niederlassung im 
Beruf der pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
tin und des pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
ten in einem anderen Mitgliedstaat, in einem an¬ 
deren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten 
Staat, 


3. die Tatsache, dass ihr die Ausübung dieses Berufs 
untersagt ist, auch bei vorübergehender Untersa¬ 
gung, 


4. die Tatsache, dass bei ihr eine Vorstrafe vorliegt, 
oder 


5. die Tatsache, dass sie in gesundheitlicher Hinsicht 
nicht mehr geeignet ist zur Ausübung des Berufs 
der pharmazeutisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten. 


Die Änderungsmeldung ist der zuständigen Behörde 
des Landes zu machen, in dem die Dienstleistung er¬ 
bracht wird. 


§48 


Pflicht zur erneuten Meldung 


(1) Beabsichtigt die dienstleistungserbringende 
Person nach Ablauf eines Jahres nach der letzten Mel¬ 
dung erneut, vorübergehend und gelegentlich Dienst¬ 
leistungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu er¬ 
bringen, ist die Meldung zu erneuern. 


(2) Die erneute Meldung ist der zuständigen Be¬ 
hörde des Landes zu machen, in dem die Dienstleistung 
erbracht werden soll. 
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§49 


Bescheinigung, die erforderlich ist zur Dienstleis¬ 
tungserbringung in einem anderen Mitgliedstaat, 
einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleich¬ 
gestellten Staat 


(1) Üben deutsche Staatsangehörige oder Staats¬ 
angehörige eines anderen Mitgliedstaates, eines ande¬ 
ren Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates 
den Beruf der pharmazeutisch-technischen Assistentin 
und des pharmazeutisch-technischen Assistenten in 
Deutschland aufgrund einer Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach § 1 aus, so wird ihnen auf An¬ 
trag eine Bescheinigung von der zuständigen Behörde 
ausgestellt, damit sie die Möglichkeit haben, in einem 
anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat 
oder in einem gleichgestellten Staat ihren Beruf als 
dienstleistungserbringende Person im Sinne des Arti¬ 
kels 57 des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro¬ 
päischen Union vorübergehend und gelegentlich aus¬ 
zuüben. 


(2) Die Bescheinigung wird von der zuständigen 
Behörde des Landes ausgestellt, in dem die antragstel¬ 
lende Person den Beruf der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch-technischen 
Assistenten ausübt. 


(3) Die Bescheinigung hat die Bestätigung zu 
enthalten, dass 


1. die antragstellende Person rechtmäßig niederge¬ 
lassen ist als pharmazeutisch-technische Assisten¬ 
tin oder pharmazeutisch-technischer Assistent, 


2. der antragstellenden Person die Ausübung dieses 
Berufs nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt 
ist und 


3. die antragstellende Person über die berufliche 
Qualifikation verfügt, die für die Berufsausübung 
erforderlich ist. 
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Abschnitt 7 

Abschnitt 7 

Zuständigkeiten und Zusammen¬ 
arbeit der Behörden 

unverändert 

§50 


Zuständige Behörden 


(1) Die Länder bestimmen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


(2) Die Länder können vereinbaren, dass insbe¬ 
sondere die folgenden Aufgaben von einem anderen 
Land oder von einer gemeinsamen Einrichtung der 
Länder wahrgenommen werden: 


1. Aufgaben im Verfahren der Anerkennung der 
Gleichwertigkeit von Ausbildungen, die im Aus¬ 
land abgeschlossen worden sind, und 


2. Aufgaben bei der Entgegennahme der Meldung 
zur Dienstleistungserbringung und Aufgaben bei 
der Überprüfung, ob eine Person in Deutschland 
berechtigt ist, den Beruf der pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistentin und des pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistenten als dienstleistungserbrin¬ 
gende Person im Rahmen vorübergehender und 
gelegentlicher Dienstleistungen im Sinne des Ar¬ 
tikels 57 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auszuüben. 


§51 


Unterrichtungs- und Überprüfungspflichten 


(1) Die zuständige Behörde des Landes, in dem 
eine Person den Beruf der pharmazeutisch-technischen 
Assistentin und des pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten ausübt oder zuletzt ausgeübt hat, unterrichtet die 
zuständigen Behörden des Herkunftsstaats unverzüg¬ 
lich, wenn 


1. gegen diese Person eine Sanktion verhängt wor¬ 
den ist, weil sie sich eines Verhaltens schuldig ge¬ 
macht hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur 
Berufsausübung ergibt, 


2. bei dieser Person 


a) die Erlaubnis zum Führen der Berufsbe¬ 
zeichnung zurückgenommen worden ist, 




















Drucksache 19/15160 


42 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

b) die Erlaubnis zum Führen der Berufsbe¬ 
zeichnung widerrufen worden ist oder 


c) das Ruhen der Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung angeordnet worden ist, 


3. dieser Person die Ausübung der Tätigkeit der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin oder des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten unter¬ 
sagt worden ist oder 


4. in Bezug auf diese Person Tatsachen vorliegen, 
die eine der in den Nummern 1 bis 3 genannten 
Sanktionen oder Maßnahmen rechtfertigen. 


(2) Erhält die zuständige Behörde eines Landes 
Auskünfte von der zuständigen Behörde eines Aufnah¬ 
mestaates, die sich auf die Ausübung des Berufs der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und des phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistenten im Geltungsbe¬ 
reich dieses Gesetzes auswirken können, so hat sie 


1. die Richtigkeit der ihr übermittelten Auskünfte zu 
überprüfen. 


2. zu entscheiden, in welcher Art und in welchem 
Umfang weitere Überprüfungen durchzuführen 
sind, und 


3. die zuständige deutsche Behörde über die Konse¬ 
quenzen zu unterrichten, die aus den ihr übermit¬ 
telten Auskünften zu ziehen sind. 


(3) Das Bundesministerium für Gesundheit be¬ 
nennt nach Mitteilung der Länder 


1. die Behörden, die für die Ausstellung oder Entge¬ 
gennahme der in der Richtlinie 2005/36/EG ge¬ 
nannten Ausbildungsnachweise und sonstigen 
Unterlagen oder Informationen zuständig sind, so¬ 
wie 


2. die Behörden, die die Anträge annehmen und Ent¬ 
scheidungen treffen können, die im Zusammen¬ 
hang mit der Richtlinie 2005/36/EG stehen. 


Das Bundesministerium für Gesundheit unterrichtet 
die anderen Mitgliedstaaten und die Europäische Kom¬ 
mission unverzüglich über die Benennung. 
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(4) Die für die Entscheidungen nach diesem Ge¬ 
setz zuständigen Behörden und Stellen übermitteln 
dem Bundesministerium für Gesundheit statistische 
Aufstellungen über die getroffenen Entscheidungen, 
die die Europäische Kommission für den nach Arti¬ 
kel 60 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erforderli¬ 
chen Bericht benötigt. Das Bundesministerium für Ge¬ 
sundheit leitet die ihm übermittelten statistischen Auf¬ 
stellungen an die Europäische Kommission weiter. 


§52 


Warnmitteilung 


(1) Die zuständige Behörde eines Landes unter¬ 
richtet die zuständigen Behörden der anderen Mitglied¬ 
staaten, der anderen Vertragsstaaten und der gleichge¬ 
stellten Staaten durch eine Warnmitteilung über 


1. die Rücknahme der Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung, sofern sie sofort vollziehbar o- 
der unanfechtbar ist, 


2. den Widerruf der Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung, sofern er sofort vollziehbar oder 
unanfechtbar ist, 


3. die Anordnung des Rühens der Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung, sofern sie sofort 
vollziehbar oder unanfechtbar ist, 


4. das durch gerichtliche Entscheidung getroffene 
vorläufige Verbot, den Beruf der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten auszuüben, oder 


5. das durch unanfechtbare gerichtliche Entschei¬ 
dung getroffene Verbot, den Beruf der pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistentin und des pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistenten auszuüben. 


(2) Die Wammitteilung enthält folgende Anga¬ 
ben: 


1. die zur Identifizierung der betroffenen Person er¬ 
forderlichen Angaben, insbesondere deren 


a) Namen und Vornamen, 


b) Geburtsdatum und 


c) Geburtsort, 


2. den Beruf der betroffenen Person, 


3. Angaben über die Behörde oder das Gericht, die 
oder das die Entscheidung getroffen hat. 






















Drucksache 19/15160 


44 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(3) Die Wammitteilung erfolgt unverzüglich, 
spätestens jedoch drei Tage 


1. nach Eintritt der Unanfechtbarkeit einer Entschei¬ 
dung nach Absatz 1 Nummer 1,2,3 oder 5 oder 


2. nach Bekanntgabe einer Entscheidung nach Ab¬ 
satz 1 Nummer 4. 


(4) Für die Wammitteilung ist das Binnenmarkt- 
Informationssystem zu verwenden, das eingerichtet 
worden ist durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 
Oktober 2012 über die Verwaltungszusammenarbeit 
mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und 
zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der 
Kommission (ABI. L 316 vom 14.11.2012, S. 1). 


(5) Gleichzeitig mit der Wammitteilung unter¬ 
richtet die Behörde, die die Wammitteilung getätigt 
hat, die betroffene Person schriftlich über die Wammit- 
teilung und deren Inhalt. Der Unterrichtung hat sie eine 
Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen. Wird ein Rechts¬ 
behelf gegen die Warnmitteilung eingelegt, so ergänzt 
die Behörde, die die Wammitteilung getätigt hat, die 
Wammitteilung um einen entsprechenden Hinweis. 


§53 


Löschung einer Warnmitteilung 


Ist die Entscheidung, die die Wammitteilung aus¬ 
gelöst hat, aufgehoben worden, so löscht die Behörde, 
die die Wammitteilung getätigt hat, die entsprechende 
Wammitteilung im Binnenmarkt-Informationssystem 
unverzüglich, spätestens jedoch drei Tage nach der 
Aufhebung der Entscheidung. 


§54 


Unterrichtung über gefälschte Berufsqualifikati¬ 
onsnachweise 


(1) Wird gerichtlich festgestellt, dass eine Per¬ 
son bei ihrem Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung oder auf Anerkennung 
der Gleichwertigkeit einer außerhalb des Geltungsbe¬ 
reichs dieses Gesetzes abgeschlossenen Ausbildung 
gefälschte Ausbildungsnachweise vorgelegt hat, so un¬ 
terrichtet die zuständige Behörde die zuständigen Be¬ 
hörden der anderen Mitgliedstaaten, der anderen Ver¬ 
tragsstaaten und der gleichgestellten Staaten über 
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1. die Identität dieser Person, insbesondere über de¬ 
ren 


a) Namen und Vornamen, 


b) Geburtsdatum und 


c) Geburtsort und 


2. den Umstand, dass diese Person gefälschte Aus¬ 
bildungsnachweise vorgelegt hat. 


(2) Für die Unterrichtung über die Fälschung ist 
das Binnenmarkt-Informationssystem zu verwenden. 


(3) Die Unterrichtung über die Fälschung erfolgt 
unverzüglich, spätestens jedoch drei Tage nach Unan¬ 
fechtbarkeit der Feststellung. 


(4) Gleichzeitig mit der Unterrichtung über die 
Fälschung unterrichtet die Behörde, die die Unterrich¬ 
tung über die Fälschung vorgenommen hat, die be¬ 
troffene Person schriftlich über die Unterrichtung über 
die Fälschung und deren Inhalt. Der Unterrichtung hat 
sie eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen. Wird ein 
Rechtsbehelf gegen die Unterrichtung über die Fäl¬ 
schung eingelegt, so ergänzt die Behörde, die die Un¬ 
terrichtung über die Fälschung getätigt hat, die Unter¬ 
richtung über die Fälschung um einen entsprechenden 
Hinweis. 


§55 


Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleistungs¬ 
erbringung 


(1) Übt eine dienstleistungserbringende Person 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und des phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistenten aus oder führt sie 
diese Berufsbezeichnung, ohne dass die Voraussetzun¬ 
gen dafür vorliegen, so unterrichtet die zuständige Be¬ 
hörde unverzüglich die zuständige Behörde des Nie¬ 
derlassungsstaats dieser dienstleistungserbringenden 
Person über den Verstoß. 


(2) Die zuständige Behörde ist bei berechtigten 
Zweifeln an den von der dienstleistungsberechtigten 
Person vorgelegten Dokumenten berechtigt, von der 
zuständigen Behörde des Niederlassungsstaats der 
dienstleistenden Person folgende Informationen anzu- 
fordem: 
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1. Informationen darüber, ob die Niederlassung der 
dienstleistungserbringenden Person in diesem 
Staat rechtmäßig ist, und 


2. Informationen darüber, ob gegen die dienstleis¬ 
tungserbringende Person berufsbezogene diszipli¬ 
narische oder strafrechtliche Sanktionen vorlie¬ 
gen. 


(3) Auf Anfordemng der zuständigen Behörden 
eines anderen Mitgliedstaates, eines anderen Vertrags¬ 
staats oder eines gleichgestellten Staates übermitteln 
die zuständigen Behörden in Deutschland nach Arti¬ 
kel 56 der Richtlinie 2005/36/EG der anfordemden Be¬ 
hörde 


1. alle Informationen darüber, dass die Niederlas¬ 
sung der dienstleistungserbringenden Person im 
Beruf der pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
tin und des pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
ten in Deutschland rechtmäßig ist, 


2. alle Informationen über die gute Führung der 
dienstleistungserbringenden Person und 


3. Informationen darüber, dass gegen die dienstleis¬ 
tungserbringende Person berufsbezogen keine 
disziplinarischen oder strafrechtlichen Sanktionen 
vorliegen. 


Abschnitt 8 

Abschnitt 8 

V erordnungsermächtigung 

Verordnungsermächtigung 

§56 

§56 

Ermächtigung zum Erlass der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung 

Ermächtigung zum Erlass der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung 

(1) Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, im Benehmen mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, in einer 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung das Nähere zu 
regeln über 

(1) unverändert 

1. die Mindestanforderungen an die schulische Aus¬ 
bildung, 


2. die praktische Ausbildung in der Apotheke, 
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3. die staatliche Prüfung einschließlich der Bestim¬ 
mung einer notwendigen weiteren Ausbildung im 
Falle des Nichtbestehens und 


4. das Praktikum in einer Apotheke während der 
schulischen Ausbildung. 


(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann 
für antragstellende Personen mit einer außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes erworbenen Berufs¬ 
qualifikation, die eine Erlaubnis zur Führung der Be¬ 
rufsbezeichnung nach § 1 in Verbindung mit Ab¬ 
schnitt 5 beantragen, sowie für Personen, die den Beruf 
der pharmazeutisch-technischen Assistentin oder des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten im Wege der 
Dienstleistungserbringung nach Abschnitt 6 in 
Deutschland ausiiben wollen, das Nähere geregelt wer¬ 
den 

(2) unverändert 

1. zum Verfahren bei der Prüfung der Voraussetzun¬ 
gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3, insbeson¬ 
dere 


a) zur Vorlage der von der antragstellenden 
Person vorzulegenden Nachweise und 


b) zu den Ermittlungen durch die zuständige 
Behörde entsprechend Artikel 50 Absatz 1 
bis 3 a in Verbindung mit Anhang VII der 
Richtlinie 2005/36/EG, 


2. zur Pflicht von Inhaberinnen und Inhabern solcher 
Ausbildungsnachweise, nach Maßgabe des Arti¬ 
kels 52 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG die in 
Deutschland geltende Berufsbezeichnung zu füh¬ 
ren und deren etwaige Abkürzung zu verwenden, 


3. zur Durchführung und zum Inhalt der Eignungs¬ 
prüfling, der Kenntnisprüfling und des Anpas¬ 
sungslehrgangs, 


4. zum Verfahren bei der Ausstellung eines Europä¬ 
ischen Berufsausweises, 


5. zum Verfahren bei der Prüfung der Voraussetzun¬ 

gen der Dienstleistungserbringung und 


6. zu Fristen für behördliche Entscheidungen. 


(3) Abweichungen durch Landesrecht von den 
Regelungen des Verwaltungsverfahrens in der nach 
den Absätzen 1 und 2 erlassenen Rechtsverordnung 
sind ausgeschlossen. 

(3) Abweichungen durch Landesrecht von den 
Regelungen des Verwaltungsverfahrens in der nach 
den Absätzen 1 und 2 erlassenen Rechtsverordnung 
sind ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 können 
die Länder Abweichungen von den durch Rechts¬ 
verordnung im Fall des § 81a des Aufenthaltsgeset¬ 
zes erlassenen Fristenregelungen vorsehen. 
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Abschnitt 9 

Abschnitt 9 

Bußgeldvorschriften 

unverändert 

§57 


Bußgeldvorschriften 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer 


1. ohne Erlaubnis nach § 1 die Berufsbezeichnung 
„pharmazeutisch-technische Assistentin“ oder 
„pharmazeutisch-technischer Assistent“ führt o- 
der 


2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 Absatz 1 
zuwiderhandelt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu dreitausend Euro geahndet werden. 


Abschnitt 10 

Abschnitt 10 

Übergangsvorschriften 

Übergangsvorschriften 

§58 

§58 

Übergangsvorschriften für die Mindestanforde¬ 
rungen an Schulen 

Übergangsvorschriften für die Mindestanforde¬ 
rungen an Schulen 

(1) Die Voraussetzungen des § 16 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 2 gelten als erfüllt, wenn als 
Schulleitung oder als Lehrkräfte Personen eingesetzt 
werden, die am 1. Januar 2021 

(1) Die Voraussetzungen des § 16 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 2 gelten als erfüllt, wenn als 
Schulleitung oder als Lehrkräfte Personen eingesetzt 
werden, die am 1. Januar 2023 

1. eine Schule leiten, die pharmazeutisch-technische 
Assistentinnen und pharmazeutisch-technische 
Assistenten ausbildet, 

1. unverändert 

2. als Lehrkräfte an einer Schule unterrichten, die 
pharmazeutisch-technische Assistentinnen und 
pharmazeutisch-technische Assistenten ausbildet, 
oder 

2. unverändert 
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3. ein berufspädagogisches Studium zur Leitung ei¬ 
ner Schule oder für eine Tätigkeit als Lehrkraft an 
einer Schule, die pharmazeutisch-technische As¬ 
sistentinnen und pharmazeutisch-technische As¬ 
sistenten ausbildet, oder eine entsprechende Wei¬ 
terbildung nach der Weiterbildungsordnung der 
zuständigen Apothekerkammer absolvieren und 
das Studium oder die entsprechende Weiterbil¬ 
dung nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolg¬ 
reich abschließen. 

3. unverändert 

(2) Die Schule hat der zuständigen Behörde bis 
zum 1. Januar 2028 nachzuweisen, dass sie die in § 16 
genannten Anforderungen erfüllt. Die Voraussetzun¬ 
gen des § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 gelten 
als erfüllt, wenn als Schulleitung oder als Lehrkräfte 
Personen eingesetzt werden, die nach dem 1. Januar 
2021 mindestens drei Jahre lang in der entsprechenden 
Position tätig gewesen sind. 

(2) Die Schule hat der zuständigen Behörde bis 
zum 1. Januar 2030 nachzuweisen, dass sie die in § 16 
genannten Anforderungen erfüllt. Die Voraussetzun¬ 
gen des § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 gelten 
als erfüllt, wenn als Schulleitung oder als Lehrkräfte 
Personen eingesetzt werden, die nach dem 1. Januar 
2023 mindestens drei Jahre lang in der entsprechenden 
Position tätig gewesen sind. 

§59 

§59 

Weitergeltung der Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung 

Weitergeltung der Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung 

Eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich¬ 
nung „pharmazeutisch-technische Assistentin“ oder 
„pharmazeutisch-technischer Assistent“, die vor dem 

1. Januar 2021 nach den bis dahin geltenden Vorschrif¬ 
ten erteilt wurde, gilt weiter. Die §§ 3 bis 5 bleiben un¬ 
berührt. 

Eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich¬ 
nung „pharmazeutisch-technische Assistentin“ oder 
„pharmazeutisch-technischer Assistent“, die vor dem 

1. Januar 2023 nach den bis dahin geltenden Vorschrif¬ 
ten erteilt wurde, gilt weiter. Die §§ 3 bis 5 bleiben un¬ 
berührt. 

§60 

§60 

Weiterführung einer begonnenen Ausbildung 

Weiterführung einer begonnenen Ausbildung 

Wer vor dem 1. Januar 2021 eine Ausbildung zur 
pharmazeutisch-technischen Assistentin oder zum 
pharmazeutisch-technischen Assistenten begonnen hat, 
schließt diese Ausbildung nach den bis dahin geltenden 
Vorschriften ab. Bei erfolgreichem Abschluss erfüllt 
die Ausbildung die Voraussetzung nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1. 

Wer vor dem 1. Januar 2023 eine Ausbildung zur 
pharmazeutisch-technischen Assistentin oder zum 
pharmazeutisch-technischen Assistenten begonnen hat, 
schließt diese Ausbildung nach den bis dahin geltenden 
Vorschriften ab. Bei erfolgreichem Abschluss erfüllt 
die Ausbildung die Voraussetzung nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1. 
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§61 

§61 

Weitergeltung der Berechtigung zum Führen der 
Berufsbezeichnung und Weiterführung 
eines begonnenen Anerkennungsverfahrens 

Weitergeltung der Berechtigung zum Führen der 
Berufsbezeichnung und Weiterführung 
eines begonnenen Anerkennungsverfahrens 

Antragstellende Personen sind in Deutschland 
zum Führen der Berufsbezeichnung „pharmazeutisch¬ 
technische Assistentin“ oder „pharmazeutisch-techni¬ 
scher Assistent“ berechtigt, wenn in einem Anerken¬ 
nungsverfahren zur Prüfung der Gleichwertigkeit ihrer 
Ausbildung, das vor dem 1. Januar 2021 begonnen 
wurde, 

Antragstellende Personen sind in Deutschland 
zum Führen der Berufsbezeichnung „pharmazeutisch¬ 
technische Assistentin“ oder „pharmazeutisch-techni¬ 
scher Assistent“ berechtigt, wenn in einem Anerken¬ 
nungsverfahren zur Prüfung der Gleichwertigkeit ihrer 
Ausbildung, das vor dem 1. Januar 2023 begonnen 
wurde, 

1. ihre Ausbildung als gleichwertig anerkannt wor¬ 
den ist oder noch anerkannt wird, 

1. unverändert 

2. sie die Kenntnisprüfung erfolgreich abgelegt ha¬ 
ben oder noch erfolgreich ablegen oder 

2. unverändert 

3. den Anpassungslehrgang absolviert haben oder 
noch absolvieren. 

3. unverändert 


Abschnitt 11 


Evaluierung 


§62 


Evaluierung 


Das Bundesministerium für Gesundheit evalu¬ 
iert frühestens nach acht Jahren nach Inkrafttreten 
des Gesetzes die inhaltlichen Änderungen der Aus¬ 
bildung und die Ausbildungsdauer. 

Artikel 2 

Artikel 2 

Änderung der Apothekenbetriebsordnung 

Änderung der Apothekenbetriebsordnung 

Die Apothekenbetriebsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. September 1995 
(BGBl. I S. 1195), die zuletzt durch Artikel 2 der Ver¬ 
ordnung vom 2. Juli 2018 (BGBl. I S. 1080) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

Die Apothekenbetriebsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. September 1995 
(BGBl. I S. 1195), die zuletzt durch Artikel 2 der Ver¬ 
ordnung vom 2. Juli 2018 (BGBl. I S. 1080) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

a) unverändert 
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„(3) Die Apotheke darf nur geöffnet 
sein und betrieben werden, wenn ein Apothe¬ 
ker oder eine nach § 2 Absatz 6 Satz 1 ver¬ 
tretungsberechtigte Person anwesend ist. 

§ 23 Absatz 3 bleibt unberührt.“ 


b) Nach Absatz 5a werden die folgenden Ab¬ 
sätze 5b und 5c eingefügt: 

b) Nach Absatz 5a werden die folgenden Ab¬ 
sätze 5b und 5c eingefügt: 

„(5b) Abweichend von Absatz 5 Satz 3 
entfallt die Pflicht zur Beaufsichtigung eines 
pharmazeutisch-technischen Assistenten bei 
der Ausführung pharmazeutischer Tätigkei¬ 
ten, wenn 

„(5b) Abweichend von Absatz 5 Satz 3 
entfällt die Pflicht zur Beaufsichtigung eines 
phannazeutisch-technischen Assistenten bei 
der Ausführung pharmazeutischer Tätigkei¬ 
ten, wenn 

1. der pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tent 

1. unverändert 

a) seine Berufstätigkeit in Apotheken 

mindestens drei Jahre in Vollzeit 
oder in entsprechendem Umfang 
in Teilzeit ausgeübt hat und die 
staatliche Prüfung mindestens mit 
der Gesamtnote „gut“ bestanden 
hat oder seine Berufstätigkeit in 
Apotheken mindestens fünf Jahre 
in Vollzeit oder in entsprechen¬ 
dem Umfang in Teilzeit ausgeübt 
hat und 


b) über ein gültiges Fortbildungszer¬ 
tifikat einer Apothekerkammer als 
Nachweis seiner regelmäßigen 
Fortbildung verfügt und 


2. der Apothekenleiter 

2. der Apothekenleiter 

a) sich im Rahmen einer mindestens 
einjährigen Berufstätigkeit des 
pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten in seinem Verantwor¬ 
tungsbereich nach § 2 Absatz 2 
vergewissert hat, dass der pharma¬ 
zeutisch-technische Assistent die 
pharmazeutischen Tätigkeiten in 
eigener Verant\i’ortung zuverläs¬ 
sig ausführen kann, und 

a) sich im Rahmen einer mindestens 
einjährigen Berufstätigkeit des 
pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten in seinem Verantwor¬ 
tungsbereich nach § 2 Absatz 2 
vergewissert hat, dass der pharma¬ 
zeutisch-technische Assistent die 
pharmazeutischen Tätigkeiten 

ohne Beaufsichtigung zuverläs¬ 
sig ausführen kann, und 

b) nach schriftlicher Anhörung des 
pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten Art und Umfang der 
pharmazeutischen Tätigkeiten 

schriftlich oder elektronisch fest¬ 
gelegt hat, für die die Pflicht zur 
Beaufsichtigung entfällt. 

b) unverändert 
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Phannazeutisch-technische Assistenten, die 
ihre Berufsqualifikation oder Fortbildungs¬ 
zertifikate im Ausland erworben oder ihren 
Beruf im Ausland ausgeübt haben, müssen 
eine Berufsqualifikation, eine Fortbildung 
sowie eine Berufserfahrung nachweisen, die 
den Maßstäben des Satzes 1 entsprechen. Die 
Pflicht zur Beaufsichtigung nach Absatz 5 
Satz 3 entfallt nicht bei der Flerstellung von 
Arzneimitteln zur parenteralen Anwendung 
sowie bei der Abgabe von Betäubungsmit¬ 
teln, von Arzneimitteln mit den Wirkstoffen 
Lenalidomid, Pomalidomid oder Thalidomid 
und von Arzneimitteln, die nach § 73 Ab¬ 
satz 3 oder Absatz 3b des Arzneimittelgeset¬ 
zes in den Geltungsbereich dieser Verord¬ 
nung verbracht werden. Absatz 1 bleibt un¬ 
berührt. 

Pharmazeutisch-technische Assistenten, die 
ihre Berafsqualifikation oder Fortbildungs¬ 
zertifikate im Ausland erworben oder ihren 
Beruf im Ausland ausgeübt haben, müssen 
eine Berafsqualifikation, eine Fortbildung 
sowie eine Berufserfahrung nachweisen, die 
den Maßstäben des Satzes 1 entsprechen. Die 
Pflicht zur Beaufsichtigung nach Absatz 5 
Satz 3 entfallt nicht bei der Flerstellung von 
Arzneimitteln zur parenteralen Anwendung, 
beim patientenindividuellen Stellen oder 
Verblistern von Arzneimitteln sowie bei 
der Abgabe von Betäubungsmitteln, von 
Arzneimitteln mit den Wirkstoffen Lenalido¬ 
mid, Pomalidomid oder Thalidomid und von 
Arzneimitteln, die nach § 73 Absatz 3 oder 
Absatz 3b des Arzneimittelgesetzes in den 
Geltungsbereich dieser Verordnung ver¬ 
bracht werden. Absatz 1 bleibt unberührt. 

(5c) Die Pflicht zur Beaufsichtigung 
nach Absatz 5 Satz 3 entsteht erneut, soweit 
der Apothekenleiter auf Grand nachträglich 
eingetretener Umstände nicht mehr sicher 
ist, dass der phannazeutisch-technische As¬ 
sistent die jeweilige pharmazeutische Tätig¬ 
keit in eigener Verantwortung zuverlässig 
ausführen kann, oder der pharmazeutisch¬ 
technische Assistent über kein gültiges Fort¬ 
bildungszertifikat einer Apothekerkammer 
als Nachweis seiner regelmäßigen Fortbil¬ 
dung mehr verfügt. Die schriftliche oder 
elektronische Festlegung nach Absatz 5b 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b ist nach 
schriftlicher Anhörang des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten entsprechend anzu¬ 
passen.“ 

(5c) Die Pflicht zur Beaufsichtigung 
nach Absatz 5 Satz 3 entsteht erneut, soweit 
der Apothekenleiter auf Grand nachträglich 
eingetretener Umstände nicht mehr sicher 
ist, dass der pharmazeutisch-technische As¬ 
sistent die jeweilige pharmazeutische Tätig¬ 
keit ohne Beaufsichtigung zuverlässig aus¬ 
führen kann, oder der pharmazeutisch-tech¬ 
nische Assistent über kein gültiges Fortbil¬ 
dungszertifikat einer Apothekerkammer als 
Nachweis seiner regelmäßigen Fortbildung 
mehr verfügt. Die schriftliche oder elektroni¬ 
sche Festlegung nach Absatz 5b Satz 1 Num¬ 
mer 2 Buchstabe b ist nach schriftlicher An¬ 
hörung des pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten entsprechend anzupassen.“ 

2. § 7 Absatz lc Satz 1 Nummer 7 wird wie folgt ge¬ 

fasst: 

2. unverändert 

„7. das Namenszeichen der Person, die das Re¬ 
zepturarzneimittel hergestellt hat, und, falls 
ein pharmazeutisch-technischer Assistent 
die Flerstellung unter Beaufsichtigung 
durchgeführt hat, das Namenszeichen des 
Apothekers, der die Flerstellung beaufsich¬ 
tigt hat.“ 


3. § 8 wird wie folgt geändert: 

3. unverändert 

a) Absatz 2 Satz 2 Nummer 7 wird wie folgt 
gefasst: 
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„7. das Namenszeichen der Person, die 
das Arzneimittel hergestellt hat, und, 
falls ein pharmazeutisch-technischer 
Assistent die Herstellung unter Beauf¬ 
sichtigung durchgeführt hat, das Na¬ 
menszeichen des Apothekers, der die 
Herstellung beaufsichtigt hat.“ 


b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Das Prüfprotokoll muss die zugrunde lie¬ 
gende Prüfanweisung nennen und insbeson¬ 
dere folgende Angaben enthalten: 


1. das Datum der Prüfling, 


2. die Prüfergebnisse, 


3. das Namenszeichen des Prüfenden und, 
falls ein pharmazeutisch-technischer 
Assistent die Prüfüng unter Beaufsich¬ 
tigung durchgeführt hat, das Namens¬ 
zeichen des Apothekers, der die Prü¬ 
füng beaufsichtigt hat, sowie 


4. die Freigabe durch die Unterschrift ei¬ 
nes Apothekers der Apotheke.“ 


4. § 11 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

4. unverändert 

„Über die in der Apotheke durchgeführten Prii- 
füngen sind Aufzeichnungen zu machen; § 8 Ab¬ 
satz 4 Satz 2 gilt entsprechend.“ 


5. § 12 Absatz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

5. unverändert 

„5. das Namenszeichen des Prüfenden und, 
falls ein pharmazeutisch-technischer Assis¬ 
tent die Prüfling unter Beaufsichtigung 
durchgeführt hat, das Namenszeichen des 
Apothekers, der die Prüfung beaufsichtigt 
hat.“ 


6. Dem § 17 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

6. unverändert 

„Die Pflicht zur Vorlage entfallt und entsteht er¬ 
neut entsprechend den Regelungen in § 3 Ab¬ 
satz 5b und 5c.“ 


7. In § 28 Absatz 3 werden die Wörter „§ 3 Ab¬ 
satz 1, 5 und 6“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 1, 
5, 5b, 5c und 6“ ersetzt. 

7. unverändert 

8. In § 31 Absatz 4 werden die Wörter „sowie Satz 2 
und 3 und“ durch die Wörter „und Satz 2 bis 4 so¬ 
wie“ ersetzt. 

8. unverändert 
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Artikel 3 

Artikel 3 

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsver¬ 
ordnung für pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tentinnen und pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tenten 

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsver¬ 
ordnung für pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tentinnen und pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tenten 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
pharmazeutisch-technische Assistentinnen und phar¬ 
mazeutisch-technische Assistenten vom 23. September 
1997 (BGBl. I S. 2352), die zuletzt durch Artikel 13 
des Gesetzes vom 18. April 2016 (BGBl. I S. 886) ge¬ 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
pharmazeutisch-technische Assistentinnen und phar¬ 
mazeutisch-technische Assistenten vom 23. September 
1997 (BGBl. I S. 2352), die zuletzt durch Artikel 13 
des Gesetzes vom 18. April 2016 (BGBl. I S. 886) ge¬ 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. eine zweijährige schulische Aus¬ 
bildung an einer staatlich aner¬ 
kannten Schule für pharmazeu¬ 
tisch-technische Assistentinnen 
und pharmazeutisch-technische 
Assistenten (Schule),“. 

„1. eine zweijährige schulische Aus¬ 
bildung an einer staatlichen, 
staatlich genehmigten oder 
staatlich anerkannten Schule für 
phannazeutisch-technische As¬ 
sistentinnen und pharmazeutisch¬ 
technische Assistenten 

(Schule),“. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

bb) unverändert 

„3. eine Grundausbildung in Erster 
Hilfe von mindestens neun Un¬ 
terrichtseinheiten zu je 45 Minu¬ 
ten außerhalb der schulischen 
Ausbildung,“. 


cc) In Nummer 4 werden nach dem Wort 
„Apotheke“ die Wörter ,„ davon min¬ 
destens drei Monate in einer öffentli¬ 
chen Apotheke“ eingefügt. 

cc) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Der Lehr¬ 
gang“ durch die Wörter „Die schulische 
Ausbildung“ ersetzt. 

aa) unverändert 

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 
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„Die Schule erstellt ein schulintemes 
Curriculum, das eine den Anforderun¬ 
gen des § 9 des Gesetzes über den Beruf 
der pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten entsprechende Aus¬ 
bildung sicherstellt und geeignete Leis¬ 
tungsnachweise vorsehen muss. Die 
schulische Ausbildung muss insbeson¬ 
dere die in Anlage 1 Teil B aufgeführ¬ 
ten Kenntnisse und Handlungskompe¬ 
tenzen vermitteln. Über die regelmä¬ 
ßige und erfolgreiche Teilnahme an den 
Ausbildungsveranstaltungen der schuli¬ 
schen Ausbildung nach Satz 1 erhalten 
die Schülerinnen und Schüler eine Be¬ 
scheinigung nach dem Muster der An¬ 
lage 2 und ein Zeugnis der Schule. Das 
Zeugnis hat für alle Prüfungsfächer der 
staatlichen Prüfung Noten nach den 
Vorgaben des § 15a zu enthalten .“ 

„Die Schule erstellt ein schulinternes 
Curriculum, das eine den Anforderun¬ 
gen des § 9 des Gesetzes über den Beruf 
der pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten entsprechende Aus¬ 
bildung sicherstellt und geeignete Leis¬ 
tungsnachweise vorsehen muss. Die 
schulische Ausbildung muss insbeson¬ 
dere die in Anlage 1 Teil B aufgefiihr- 
ten Kenntnisse und Handlungskompe¬ 
tenzen vermitteln. Über die regelmä¬ 
ßige und erfolgreiche Teilnahme an den 
Ausbildungsveranstaltungen der schuli¬ 
schen Ausbildung nach Satz 1 erhalten 
die Schülerinnen und Schüler eine Be¬ 
scheinigung nach dem Muster der An¬ 
lage 2 und ein Zeugnis der Schule. Das 
Zeugnis hat für alle Prüfungsfächer der 
staatlichen Prüfung jeweils eine Note 
für die während der gesamten schuli¬ 
schen Ausbildung erbrachten Leis¬ 
tungen zu enthalten; dabei darf kein 
Fach mit „ungenügend“ und höchs¬ 
tens ein Fach mit „mangelhaft“ be¬ 
wertet sein. § 15a ist entsprechend 
anzuwenden.“ 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein¬ 
gefügt: 

c) unverändert 

„(2a) Die Kompetenz der Länder, auch 
gemeinsam und einheitlich Rahmenvorga¬ 
ben für die Erstellung der schulintemen Cur¬ 
ricula nach Absatz 2 Satz 2 festzulegen, 
bleibt unberührt.“ 


d) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

d) unverändert 

„Das Praktikum nach Absatz 1 Satz 1 Num¬ 
mer 2 ist während der schulischen Ausbil¬ 
dung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 außer¬ 
halb der Unterrichtszeiten in einer Apotheke 
unter der Aufsicht einer Apothekerin oder ei¬ 
nes Apothekers abzuleisten.“ 


e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

e) unverändert 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Teil B“ 
durch die Angabe „Teil C“ ersetzt und 
werden die Wörter „und findet nach 
dem Bestehen des ersten Abschnitts der 
staatlichen Prüfung statt“ gestrichen. 
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bb) In Satz 3 werden die Wörter „im Lehr¬ 
gang“ durch die Wörter „in der schuli¬ 
schen Ausbildung“ ersetzt. 


cc) In Satz 4 werden nach dem Wort „Ar¬ 
beiten“ die Wörter „, insbesondere zur 
Abgabe einschließlich Information und 
Beratung,“ eingefügt. 


dd) In Satz 5 werden die Wörter „der Prak¬ 
tikant“ durch die Wörter „die oder der 
Auszubildende“ ersetzt. 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

2. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „des 
zweijährigen Lehrgangs“ durch die Wörter 
„der zweijährigen schulischen Ausbildung“ 
ersetzt. 


b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Die zu prüfende Person legt die Prüfung bei 
der Schule ab, an der sie die schulische Aus¬ 
bildung abschließt.“ 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 

3. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 


„Bei jeder Schule ist ein Prüfungsausschuss 
zu bilden, der aus folgenden Mitgliedern be¬ 
steht: 


1. einer Apothekerin oder einem Apothe¬ 
ker, die oder der bei der zuständigen 
Behörde beschäftigt ist oder von der zu¬ 
ständigen Behörde mit dieser Aufgabe 
betraut worden ist, als Vorsitzender o- 
der Vorsitzendem, 


2. einer beauftragten Person der Schulver¬ 
waltung, wenn die Schule nach den 
Schulgesetzen des Landes der staatli¬ 
chen Aufsicht durch die Schulverwal¬ 
tung untersteht, 


3. folgenden Fachprüferinnen oder Fach¬ 
prüfern: 


a) mindestens einer Apothekerin o- 
der einem Apotheker, die oder der 
Lehrkraft der Schule ist, sowie 
weiteren Lehrkräften der Schule 
entsprechend den zu prüfenden 
Fächern, 
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b) in Apotheken tätigen Apothekerin¬ 
nen oder Apothekern, die keine 
Lehrkräfte der Schule sind. 


Dem Prüfungsausschuss sollen diejenigen 
Lehrkräfte angehören, die die zu prüfende 
Person in dem jeweiligen Prüfungsfach über¬ 
wiegend ausgebildet haben.“ 


b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Die zuständige Behörde kann abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 eine fachlich 
geeignete Vertreterin oder einen fachlich ge¬ 
eigneten Vertreter der zuständigen Behörde 
oder eine fachlich geeignete Person, die von 
der zuständigen Behörde mit der Wahrneh¬ 
mung dieser Aufgabe betraut worden ist, o- 
der eine dem Prüfungsausschuss angehö¬ 
rende beauftragte Person der Schulverwal¬ 
tung zur oder zum Vorsitzenden bestellen.“ 


c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Lehran¬ 
stalt“ durch das Wort „Schule“ ersetzt. 


4. § 4 wird wie folgt geändert: 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Die oder der Vorsitzende entscheidet 
auf Antrag der zu prüfenden Person 
über die Zulassung zum ersten und 
zweiten Abschnitt der Prüfung und setzt 
die Prüfungstermine im Benehmen mit 
der Schulleitung fest.“ 


bb) In Satz 2 werden die Wörter „des Lehr¬ 
gangs“ durch die Wörter „der schuli¬ 
schen Ausbildung“ ersetzt. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

b) unverändert 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 


„2. die Bescheinigung nach § 1 Ab¬ 
satz 2 Satz 4 über die regelmä¬ 
ßige und erfolgreiche Teilnahme 
an den Ausbildungsveranstaltun¬ 
gen der schulischen Ausbil¬ 
dung“. 


bb) In Nummer 4 werden die Wörter „Aus¬ 
bildung von acht Doppelstunden“ durch 
das Wort „Grundausbildung“ ersetzt. 
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c) In Absatz 4 werden die Wörter „dem Prüf¬ 
ling“ durch die Wörter „der zu prüfenden 
Person“ ersetzt. 

c) unverändert 

d) In Absatz 5 werden die Wörter „ behinderter 
Prüflinge “ durch die Wörter,, der zu prüfen¬ 
den Personen mit Behinderungen“ ersetzt. 

d) Absatz 5 wird aufgehoben. 


4a. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 


»§ 4a 


N achteilsausgleich 


(1) Die besonderen Belange von zu prüfenden 
Personen mit Behinderung oder Beeinträchtigung 
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei 
Durchführung der Prüfungen zu berücksichtigen. 


(2) Ein entsprechender individueller Nach¬ 
teilsausgleich ist spätestens mit dem Antrag auf Zu¬ 
lassung zur Prüfung bei der zuständigen Behörde 
zu beantragen. 


(3) Die zuständige Behörde entscheidet, ob 
dem Antrag zur Nachweisführung ein amtsärztli¬ 
ches Attest oder andere geeignete Unterlagen beizu¬ 
fügen sind. Aus dem amtsärztlichen Attest oder den 
Unterlagen muss die leistungsbeeinträchtigende o- 
der -verhindernde Auswirkung der Beeinträchti¬ 
gung oder Behinderung hervorgehen. 


(4) Die zuständige Behörde bestimmt, in wel¬ 
cher geänderten Form die gleichwertige Prüfungs¬ 
leistung zu erbringen ist. Zur Festlegung der geän¬ 
derten Form gehört auch eine Verlängerung der 
Schreib- oder Bearbeitungszeit der Prüfungsleis¬ 
tung. 


(5) Die fachlichen Prüfungsanforderungen 
dürfen durch einen Nachteilsausgleich nicht verän¬ 
dert werden. 


(6) Die Entscheidung der zuständigen Be¬ 
hörde wird der zu prüfenden Person in geeigneter 
Weise bekannt gegeben.“ 

5. § 6 wird aufgehoben. 

5. unverändert 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

entfällt 
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„Abweichend von Satz 1 ist die Prüfung 
nicht bestanden, wenn die Prüfungsleistung 
in mehr als zwei Fächern mit „mangelhaft“ 
beurteilt wurde; in diesen Fällen ist die Prü¬ 
fung in allen Fächern, in denen die Prü¬ 
fungsleistung mit ,,mangelhaft“ beurteilt 
wurde, zu wiederholen, “ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„In das Zeugnis nach dem Muster der 
Anlage 5 werden die erzielten Prü¬ 
fungsnoten für den ersten Prüfungsab¬ 
schnitt aufgenommen.“ 


bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 


„Über das Nichtbestehen eines Prü¬ 
fungsabschnitts erhält die zu prüfende 
Person von der oder dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses eine schriftli¬ 
che Mitteilung, in der alle Prüfungsno¬ 
ten anzugeben sind.“ 


c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) unverändert 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

c) unverändert 

„(4) Die zu prüfende Person kann jede 
Aufsichtsarbeit der schriftlichen Prüfung 
und jedes Fach der mündlichen und prakti¬ 
schen Prüfung sowie die Prüfung nach § 15 
zweimal wiederholen, wenn sie die Note 
„mangelhaft“ oder „ungenügend“ erhalten 
hat.“ 


e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

d) unverändert 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Prüf¬ 
ling“ durch die Wörter „die zu prüfende 
Person“ und wird jeweils das Wort „er“ 
durch das Wort „sie“ ersetzt. 


bb) In Satz 3 werden die Wörter „des Prüf¬ 
lings“ durch die Wörter „der zu prüfen¬ 
den Person“ ersetzt. 


cc) Folgender Satz wird angefügt: 


„Eine weitere Ausbildung ist auch in al¬ 
len Fächern zu absolvieren, in denen die 
Prüfung zweimal nicht bestanden 
wurde; die Sätze 1 bis 4 finden entspre¬ 
chende Anwendung.“ 


7. § 8 wird wie folgt geändert: 

7. unverändert 
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a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Tritt eine zu prüfende Person nach ihrer Zu¬ 
lassung von der Prüfung zurück, so hat sie 
die Gründe für ihren Rücktritt unverzüglich 
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus¬ 
schusses schriftlich mitzuteilen.“ 


b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „der 
Prüfling“ durch die Wörter „die zu prüfende 
Person“ und wird das Wort „seinen“ durch 
das Wort „ihren“ ersetzt. 


8. In § 9 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ein 
Prüfling“ durch die Wörter „eine zu prüfende Per¬ 
son“ und wird jeweils das Wort „er“ durch das 
Wort „sie“ ersetzt. 

8. unverändert 

9. In § 10 Satz 1 wird das Wort „Prüflingen“ durch 
die Wörter „zu prüfenden Personen“ ersetzt. 

9. unverändert 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 werden nach 

dem Wort „Arzneimittel¬ 
kunde“ die Wörter ein¬ 

schließlich Information und 
Beratung“ eingefügt. 

aaa) In Nummer 1 werden nach dem 

Wort „Arzneimittelkunde“ ein 
Komma und die Wörter „ ein¬ 
schließlich Information und 
Beratung sowie Nutzung digi¬ 
taler Technologien“ einge¬ 
fügt. 

bbb) Nummer 4 wird wie folgt ge¬ 
fasst: 

bbb) unverändert 

„4. Botanik, Drogenkunde 
und Phytopharmaka.“ 


bb) In Satz 2 werden die Wörter „Der Prüf¬ 
ling“ durch die Wörter „Die zu prü¬ 
fende Person“ ersetzt. 

bb) unverändert 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „ sowie 
aus den Noten der vier Aufsichtsarbeiten die 
Prüfungsnote für den schriftlichen Teil der 
Prüfung“ durch die Wörter „ und jeweils un¬ 
ter Berücksichtigung der Vornote die Prü¬ 
fungsnote nach § 15c für jedes Prüfungs¬ 
fach “ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 3 werden die Wörter „so¬ 
wie aus den Noten der vier Aufsichts¬ 
arbeiten die Prüfungsnote für den 
schriftlichen Teil der Prüfung“ 
durch die Wörter „und jeweils unter 
Berücksichtigung der Vornote die 
Prüfungsnote nach § 15c für jedes 
Prüfungsfach“ ersetzt. 


bb) In Satz 4 werden die Wörter „je¬ 
des Fach“ durch die Wörter „jede 
Aufsichtsarbeit“ ersetzt. 

11. § 13 wird wie folgt geändert: 

11. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der mündliche Teil der Prüfung er¬ 
streckt sich auf folgende Fächer: 

„Der mündliche Teil der Prüfung er¬ 
streckt sich auf folgende Fächer: 

1. Gefahrstoff- und Umweltschutz¬ 
kunde, 

1. unverändert 

2. Grundlagen des Gesundheitswe¬ 
sens, pharmazeutische Berufs- und 
Gesetzeskunde, 

2. unverändert 

3. Medizinprodukte, einschließlich 
Information und Beratung. “ 

3. Medizinprodukte künde, ein¬ 

schließlich Information und Bera¬ 
tung sowie Nutzung digitaler 
Technologien,“ 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Die Prüf¬ 
linge“ durch die Wörter „Die zu prüfen¬ 
den Personen“ ersetzt. 

bb) unverändert 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „den ein¬ 
zelnen Prüfling“ durch die Wörter „die 
einzelne zu prüfende Person“ ersetzt. 

cc) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird vor dem Wort „benotet“ 
das Wort „einzeln“ eingefügt. 

aa) unverändert 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „die Prü¬ 
fungsnote für den mündlichen Teil der 
Prüfling“ durch die Wörter „die Note 
für die Leistung in dem jeweiligen Prü¬ 
fungsfach und jeweils unter Berück¬ 
sichtigung der Vornote die Prüfungs¬ 
note nach § 15c für jedes Prüfungsfach“ 
ersetzt. 

bb) unverändert 
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cc) In Satz 4 wird das Wort „jedes“ durch 
die Wörter „die Prüfungsleistung in 
jedem“ ersetzt. 

12. § 14 wird wie folgt geändert: 

12. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
„einschließlich Untersuchung von Körper¬ 
flüssigkeiten“ gestrichen. 

a) unverändert 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „für 
das jeweilige Fach der Prüfung sowie aus 
den Noten der einzelnen Fächer die Prü¬ 
fungsnote für den praktischen Teil der Prü¬ 
fung“ durch die Wörter „fiir die Leistung in 
dem jeweiligen Prüfungsfach und jeweils un ¬ 
ter Berücksichtigung der Vornote die Prü¬ 
fungsnote nach § 15c für jedes Prüfungs¬ 
fach “ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 3 werden die Wörter „für 
das jeweilige Fach der Prüfung sowie 
aus den Noten der einzelnen Fächer 
die Prüfungsnote für den praktischen 
Teil der Prüfung“ durch die Wörter 
„für die Leistung in dem jeweiligen 
Prüfungsfach und jeweils unter Be¬ 
rücksichtigung der Vornote die Prü¬ 
fungsnote nach § 15c für jedes Prü¬ 
fungsfach“ ersetzt. 


bb) In Satz 4 wird das Wort „jedes“ 
durch die Wörter „die Prüfungsleis¬ 
tung in jedem“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

b) unverändert 

„(3) Die Zeit für die praktische Prüfung 
soll in den Prüfungsfächern nach Absatz 1 
Nummer 1 und 3 nicht länger als sechs Stun¬ 
den, im Prüfungsfach nach Absatz 1 Num¬ 
mer 2 nicht länger als vier Stunden betra¬ 
gen.“ 


13. § 15 wird wie folgt geändert: 

13. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Apo¬ 
thekenpraxis“ die Wörter einschließ¬ 
lich Qualitätsmanagement und EDV‘ 
eingefügt. 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Apo¬ 
thekenpraxis“ ein Komma und die 
Wörter „ einschließlich Qualitätsma¬ 
nagement und Nutzung digitaler 
Technologien“ eingefügt. 
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bb) In Satz 2 werden die Wörter „Der Prüf¬ 
ling“ durch die Wörter „Die zu prü¬ 
fende Person“, die Angabe „Teil B“ 
durch die Angabe „Teil C“ und das 
Wort „er“ durch das Wort „sie“ ersetzt. 

bb) unverändert 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „Die Prüf¬ 
linge“ durch die Wörter „Die zu prüfen¬ 
den Personen“ ersetzt. 

cc) unverändert 

dd) In Satz 4 werden die Wörter „den ein¬ 
zelnen Prüfling“ durch die Wörter „die 
einzelne zu prüfende Person“ ersetzt. 

dd) unverändert 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „die 
Prüfungsnote fiir den zweiten Prüfungsab¬ 
schnitt“ durch die Wörter „die Note fiir die 
Leistung in dem mündlichen Prüfungsge¬ 
spräch und unter Berücksichtigung der Vor¬ 
note die Prüfungsnote nach § 15c“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Wörter „die Prü¬ 
fungsnote für den zweiten Prüfungs¬ 
abschnitt“ durch die Wörter „die 
Note für die Leistung in dem mündli¬ 
chen Prüfungsgespräch und unter 
Berücksichtigung der Vornote die 
Prüfungsnote nach § 15c“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden die Wörter „die Prü¬ 
fung“ durch die Wörter „die Leis¬ 
tung im Prüfungsgespräch“ ersetzt. 

14. Nach § 15 wird folgender Abschnitt 4 eingefügt: 

14. unverändert 

„Abschnitt 4 


Grundsätze und Systematik der Notenbildung 


§ 15a 


Benotung 


Die schriftlichen Aufsichtsarbeiten und die 
Leistungen in den mündlichen und praktischen 
Prüfungen des ersten Prüfungsabschnitts sowie 
die Leistung im mündlichen Prüflingsgespräch 
des zweiten Prüfungsabschnitts werden wie folgt 
benotet: 


- „sehr gut“ (1), wenn die Leistung den Anfor¬ 
derangen in besonderem Maße entspricht, 
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- „gut“ (2), wenn die Leistung den Anforderun¬ 
gen voll entspricht, 


- „befriedigend“ (3), wenn die Leistung im All¬ 
gemeinen den Anforderangen entspricht, 


- „ausreichend“ (4), wenn die Leistung zwar 
Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforde¬ 
rungen noch entspricht, 


- „mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den An¬ 
forderungen nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grandkenntnisse vor¬ 
handen sind und die Mängel in absehbarer Zeit be¬ 
hoben werden können, 


- „ungenügend“ (6), wenn die Leistung den An¬ 
forderungen nicht entspricht und selbst die Grand¬ 
kenntnisse so lückenhaft sind, dass die Mängel in 
absehbarer Zeit nicht behoben werden können. 


§ 15b 


Vornoten 


(1) Die oder der Vorsitzende des Prüfungs¬ 
ausschusses setzt auf Vorschlag der Schule je¬ 
weils eine Vornote für jedes Prüfungsfach, das 
Gegenstand der staatlichen Prüfung ist, fest. 
Grundlage der Festsetzung der Vornoten ist das 
Zeugnis nach § 1 Absatz 2 Satz 4. 


(2) § 15a ist entsprechend anzuwenden. 


(3) Die Vornoten werden den Schülerinnen 
und Schülern spätestens drei Werktage vor Be¬ 
ginn des ersten Prüfungsabschnitts mitgeteilt. 


§ 15c 


Priiftmgsnoten 


(1) Aus den Noten der Prüfungsleistungen 
und den Vornoten werden die Prüfungsnoten der 
schriftlichen, mündlichen und praktischen Prü¬ 
fungsfächer der staatlichen Prüfung gebildet. Die 
Vornoten sind mit einem Anteil von 25 Prozent zu 
berücksichtigen. 


(2) § 15a ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 15d 


Gesamtnote 


(1) Aus den Noten des ersten und zweiten 
Prüfungsabschnitts wird eine Gesamtnote für die 
staatliche Prüfling nach § 1 Absatz 1 Satz 2 gebil¬ 
det. 


(2) Die Gesamtnote berechnet sich aus 


1. den Prüfungsnoten der Prüfungsfächer des 
schriftlichen und praktischen Teils des ersten 
Prüfungsabschnitts, 


2. der Durchschnittsnote aus den einzelnen Prü¬ 
fungsnoten der mündlichen Prüfungen des 
ersten Prüfungsabschnitts und 


3. der Prüfungsnote des zweiten Prüfungsab¬ 
schnitts. 


Auf die Bildung der Durchschnittsnote nach 
Satz 1 Nummer 2 ist § 15a entsprechend anzu¬ 
wenden. Die Noten nach Satz 1 werden addiert 
und die Summe wird durch die Anzahl der Noten 
dividiert; das Ergebnis wird mit einer Nachkom¬ 
mastelle angegeben. 


(3) Die Gesamtnote der staatlichen Prüfung 
für pharmazeutisch-technische Assistentinnen 
und pharmazeutisch-technische Assistenten wird 
wie folgt bewertet: 


- „sehr gut“ bei Werten unter 1,5, 


- „gut“ bei Werten von 1,5 bis unter 2,5, 


- „befriedigend“ bei Werten von 2,5 bis unter 
3,5, 


- „ausreichend“ bei Werten von 3,5 bis 4,0. 


(4) Über die bestandene staatliche Prüfling 
für pharmazeutisch-technische Assistentinnen 
und pharmazeutisch-technische Assistenten wird 
ein Zeugnis nach dem Muster der Anlage 7 er¬ 
teilt.“ 


15. Der bisherige Abschnitt 4 wird aufgehoben. 

15. unverändert 

16. In der Überschrift zu Abschnitt 4a wird die An¬ 
gabe „Abschnitt 4a“ durch die Angabe „Ab¬ 
schnitt 5“ ersetzt. 

16. unverändert 

17. § 18 wird wie folgt geändert: 

17. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Be¬ 
ruf 1 die Wörter „der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und“ eingefügt. 


bb) In Satz 2 wird die Angabe „Absatz 1“ 
gestrichen, werden nach den Wörtern 
„über den Berufe‘ die Wörter „der phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistentin 

und“ sowie nach den Wörtern „Aus¬ 
übung des Berufs, der dem“ die Wörter 
„der pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistentin und“ eingefügt. 


b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Beruf 1 die Wörter „der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und“ eingefügt. 


c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Be¬ 
ruf 1 die Wörter „der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und“ eingefügt. 


bb) In Satz 2 wird das Wort „Lehranstalt“ 
durch das Wort „Schule“ ersetzt. 


d) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 7a“ durch 
die Angabe „§ 42“ ersetzt und werden nach 
dem Wort „Beruf 1 die Wörter „der pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistentin und“ einge¬ 
fügt. 


18. § 18a wird wie folgt geändert: 

18. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 1 Absatz 1 
des Gesetzes über den Beruf des pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistenten“ durch die 
Wörter „§ 1 des Gesetzes über den Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
ten“ sowie die Wörter „§ 2 Absatz 3 Satz 1 
des Gesetzes über den Beruf des pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistenten“ durch die 
Wörter „§ 35 Absatz 1 des Gesetzes über den 
Beruf der pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistentin und des pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistenten“ ersetzt. 


b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 5 
Absatz 1 des Gesetzes über den Beruf des 
pharmazeutisch-technischen Assistenten“ 
durch die Wörter „§ 15 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes über den Beruf der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin und des phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistenten“ er¬ 
setzt. 
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c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 3 wird die Angabe „Teil B“ 
durch die Angabe „Teil C“ ersetzt. 


bb) In Satz 5 werden die Wörter „der Prüf¬ 
ling“ durch die Wörter „die zu prüfende 
Person“ und das Wort „sein“ durch das 
Wort „ihr“ ersetzt. 


cc) In Satz 11 werden die Wörter „des Prüf¬ 
lings“ durch die Wörter „der zu prüfen¬ 
den Person“ ersetzt. 


dd) In Satz 14 wird das Wort „einmal“ 
durch das Wort „zweimal“ ersetzt. 


d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „§ 7a 
Absatz 2 Satz 6 des Gesetzes über den Beruf 
des pharmazeutisch-technischen Assisten¬ 
ten“ durch die Wörter „§ 45 Absatz 2 und 3 
des Gesetzes über den Beruf der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin und des phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistenten“ er¬ 
setzt. 


19. § 18b wird wie folgt geändert: 

19. unverändert 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Absatz 1“ ge¬ 
strichen und werden nach dem Wort „Beruf ‘ 
die Wörter „der pharmazeutisch-technischen 
Assistentin und“ eingefügt. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Be¬ 
rufs“ die Wörter „der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und“ eingefügt. 


bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 5 Ab¬ 
satz 1“ durch die Wörter „§ 15 Absatz 1 
Satz 1“ ersetzt und werden nach dem 
Wort „Beruf ‘ die Wörter „der pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistentin und“ 
eingefügt. 


c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Berufs“ die Wörter „der pharmazeutisch¬ 
technischen Assistentin und“ eingefügt. 


d) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „des 
Prüflings“ durch die Wörter „der zu prüfen¬ 
den Person“ ersetzt. 


e) In Absatz 5 wird das Wort „einmal“ durch 
das Wort „zweimal“ ersetzt. 


20. § 18c wird wie folgt geändert: 

20. § 18c wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die zuständige Behörde hat über 
Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung „pharma¬ 
zeutisch-technische Assistentin“ oder „phar¬ 
mazeutisch-technischer Assistent“ nach § 2 
Absatz 1 des Gesetzes über den Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten 
in Verbindung mit Abschnitt 5 des Gesetzes 
über den Beruf der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten kurzfristig, spätes¬ 
tens vier Monate nach Vorlage der Unterla¬ 
gen zu entscheiden, die nach den genannten 
Bestimmungen für die Entscheidung erfor¬ 
derlich sind.“ 

„(1) Die zuständige Behörde hat über 
Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung „pharma¬ 
zeutisch-technische Assistentin“ oder „phar¬ 
mazeutisch-technischer Assistent“ nach § 2 
Absatz 1 des Gesetzes über den Beruf der 
pharmazeutisch-technischen Assistentin und 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten 
in Verbindung mit Abschnitt 5 des Gesetzes 
über den Beruf der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten kurzfristig, spätes¬ 
tens vier Monate nach Vorlage der Unterla¬ 
gen zu entscheiden, die nach den genannten 
Bestimmungen für die Entscheidung erfor¬ 
derlich sind. Im Falle des § 81a des Aufent¬ 
haltsgesetzes soll die Entscheidung inner¬ 
halb von zwei Monaten erfolgen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

b) unverändert 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort 
„Berufs“ die Wörter „der pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistentin und“ ein¬ 
gefügt. 


bb) In Nummer 4 werden die Wörter „§ 2 
Absatz 3 Satz 7“ durch die Angabe 
„§ 35“ ersetzt und werden nach dem 
Wort „Beruf ‘ die Wörter „der pharma¬ 
zeutisch-technischen Assistentin und“ 
eingefügt. 


21. In der Überschrift zu Abschnitt 5 wird die Angabe 
„Abschnitt 5“ durch die Angabe „Abschnitt 6“ er¬ 
setzt. 

21. unverändert 

22. In § 19 werden nach den Wörtern „Inkrafttreten 
dieser Verordnung“ die Wörter „oder vor Inkraft¬ 
treten von Änderungen dieser Verordnung“ einge¬ 
fügt. 

22. unverändert 

23. Die Anlage 1 wird wie folgt gefasst: 

23. Die Anlage 1 wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 1 (zu § 1 Absatz 2 Satz 1 und 3 und Ab¬ 
satz 4 Satz 1) 

unverändert 

Teil A 


Studienumfang des theoretischen und prak¬ 
tischen Unterrichts in der schulischen Aus¬ 
bildung 

Stundenumfang des theoretischen und 
praktischen Unterrichts in der schulischen 
Ausbildung 
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Fach Umfang 

in Stun¬ 
den 

1. Grundlagen des Gesundheitswesens, pharmazeutische Berufs- und Gesetzes- ., 

künde 

2. Galenik 160 

3. Galenische Übungen 480 

4. Allgemeine und pharmazeutische Chemie 160 

5. Chemisch-pharmazeutische Übungen 280 

6. Botanik, Drogenkunde und Phytopharmaka 120 

7. Übungen zur Drogenkunde 80 

8. Fachbezogene Mathematik 80 

9. Gefahrstoff- und Umweltschutzkunde 60 

10. Arzneimittelkunde, einschließlich Information und Beratung 320 

11. Medizinprodukte, einschließlich Information und Beratung 60 

12. Übungen zur Abgabe und Beratung 200 

13. Ernährungskunde und Diätetik 40 

14. Körperpflegekunde 40 

15. Apothekenpraxis, einschließlich Qualitätsmanagement und EDV 160 

16. Verfügungsstunden für ergänzende Lehrangebote der Schule 240 

insgesamt 2.600 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Fach Umfang 

in Stun¬ 
den 

1. Grundlagen des Gesundheitswesens, pharmazeutische Berufs- und Geset- 
zeskunde 

2. Galenik 160 

3. Galenische Übungen 480 

4. Allgemeine und pharmazeutische Chemie 160 

5. Chemisch-pharmazeutische Übungen 280 

6. Botanik, Drogenkunde und Phytopharmaka 120 

7. Übungen zur Drogenkunde 80 

8. Fachbezogene Mathematik 80 

9. Gefahrstoff- und Umweltschutzkunde 60 

10. Arzneimittelkunde, einschließlich Information und Beratung sowie Nut- 
zung digitaler Technologien 
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Fach Umfang 

in Stun¬ 
den 

11. Medizinproduktekunde, einschließlich Information und Beratung sowie ^ 

Nutzung digitaler Technologien 

12. Übungen zur Abgabe und Beratung sowie Nutzung digitaler Technologien 200 

13. Ernährungskunde und Diätetik 40 

14. Körperpflegekunde 40 

15. Apothekenpraxis, einschließlich Qualitätsmanagement und Nutzung digi- 
taler Technologien 

16. Verfügungsstunden für ergänzende Lehrangebote der Schule 240 

insgesamt 2.600 


Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Teil B 

unverändert 

In der schulischen Ausbildung zu vermit¬ 
telnde Kenntnisse und Handlungskompe¬ 
tenzen 

In der schulischen Ausbildung zu vermit¬ 
telnde Kenntnisse und Handlungskompe¬ 
tenzen 

1. Grandlagen des Gesundheitswesens, phar¬ 
mazeutische Berufs- und Gesetzeskunde 

1. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die grundlegenden Strukturen und die 
wichtigsten Institutionen und Organisa¬ 
tionen des deutschen Gesundheitswe¬ 
sens sowie die Leistungen der gesetzli¬ 
chen Krankenversicherung und die Be¬ 
deutung des Wirtschaftlichkeitsgebots 
zu verstehen, 


b) die zentrale Rolle der Apotheken für die 
Sicherstellung einer ordnungsgemäßen 
und wirtschaftlichen Arzneimittelver¬ 
sorgung der Bevölkerung sowie die 
ordnungspolitischen Rahmenbedingun¬ 
gen des Apothekenwesens zu verste¬ 
hen, 


c) den Unterschied zwischen pharmazeu¬ 
tischem und dem übrigen Apotheken¬ 
personal und die unterschiedlichen Auf¬ 
gaben und Einsatzbereiche zu kennen, 
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d) die Aufgaben und Befugnisse der phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistentinnen 
und des pharmazeutisch-technischen 
Assistenten gemäß den rechtlichen Vor¬ 
gaben und betrieblichen Anweisungen 
zu kennen und entsprechend zu han¬ 
deln, 


e) sich der Risiken, die sich aus Fehlern 
bei der Arzneimittelversorgung ergeben 
können, und der sich daraus ergebenden 
besonderen Sorgfaltspflicht des Apo¬ 
thekenpersonals bewusst zu sein, 


f) die Fachterminologie anzuwenden und 
ärztliche Rezepturanweisungen und 
sonstige fachliche Informationen zu 
verstehen, 


g) die Vorschriften des Apotheken-, Arz¬ 
neimittel-, Betäubungsmittel- und Me¬ 
dizinprodukterechts, die relevant sind 
für pharmazeutisch-technische Assis¬ 
tentinnen und pharmazeutisch-techni¬ 
sche Assistenten, anzuwenden, insbe¬ 
sondere die Vorschriften der Apothe¬ 
kenbetriebsordnung, der Arzneimittel¬ 
verschreibungsverordnung und der Be¬ 
täubungsmittelverschreibungsverord¬ 
nung, 


h) die sozialrechtlichen Vorschriften und 
Vereinbarungen zur Verordnung, Ab¬ 
gabe und Abrechnung von Arzneimit¬ 
teln sowie von Medizinprodukten und 
Flilfsmitteln anzuwenden und 


i) sich der besonderen Schweigepflicht, 
die für das Apothekenpersonal gilt, und 
der Konsequenzen bei Verletzung die¬ 
ser Schweigepflicht bewusst zu sein. 


2. Flerstellung von Arzneimitteln (Galenik, ga- 
lenische Übungen) 

2. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die Flygienevorschriften sowie Arbeits¬ 
und Gesundheitsschutzvorschriften bei 
der Flerstellung von Arzneimitteln ein¬ 
zuhalten. 
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b) die erforderlichen theoretischen Grund¬ 
lagen der Galenik, einschließlich der 
Herstellung steriler Arzneimittel, zu 
verstehen, 


c) den Unterschied zwischen Rezeptur- 
und Defekturarzneimitteln zu verstehen 
und die unterschiedlichen rechtlichen 
Anforderungen anzuwenden, 


d) Arzneimittel in den in § 4 Absatz 7 der 
Apothekenbetriebsordnung genannten 
Darreichungsformen gemäß ärztlicher 
Anweisung nach den anerkannten phar¬ 
mazeutischen Regeln herzustellen, ein¬ 
schließlich der Kennzeichnung, 


e) die für die Herstellungsvorgänge benö¬ 
tigten Geräte zu bedienen, 


f) die bei der Arzneimittelherstellung er¬ 
forderlichen Kontrollen und Vorsichts¬ 
maßnahmen durchzuführen, 


g) die Anforderungen an die Herstellung 
steriler Arzneimittel, einschließlich pa¬ 
renteral anzuwendender Arzneimittel, 
zu beachten und die erforderlichen 
Techniken anzuwenden. 


h) die den pharmazeutisch-technischen 
Assistentinnen und pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten bei der Doku¬ 
mentation der Arzneimittelherstellung 
obliegenden Aufgaben auszuführen und 


i) das patientenindividuelle Stellen und 
Verblistern durchzuführen. 


3. Prüfüng von Arzneimitteln und Ausgangs¬ 
stoffen (allgemeine und pharmazeutische 
Chemie, chemisch-pharmazeutische Übun¬ 
gen) 

3. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die erforderlichen theoretischen Grund¬ 
lagen der anorganischen und organi¬ 
schen Chemie sowie der pharmazeuti¬ 
schen Analytik zu verstehen. 
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b) die in der Apotheke zur Anwendung 
kommenden analytischen Methoden 
anzuwenden und Ausgangsstoffe und 
Arzneimittel nach den anerkannten 
pharmazeutischen Regeln zu prüfen, 
insbesondere die Identität festzustellen, 


c) die für die Prüfungen benötigten 
Stamm-, Reagenz- und Maßlösungen 
herzustellen, 


d) die für die Prüfungen benötigten Geräte 
zu bedienen, 


e) die bei den Prüflingen erforderlichen 
Kontrollen und Vorsichtsmaßnahmen 
durchzuführen, 


f) während der Prüfungen auftretende Un¬ 
regelmäßigkeiten zu erkennen und bei 
der Auswertung mögliche Störungen 
und Fehlerquellen zu berücksichtigen 
und 


g) die den pharmazeutisch-technischen 
Assistentinnen und pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten bei der Doku¬ 
mentation der durchgeführten Prüfun¬ 
gen obliegenden Aufgaben durchzufüh¬ 
ren. 


4. Botanik, Drogenkunde und Phytopharmaka 

4. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die erforderlichen theoretischen Grund¬ 
lagen der Botanik und Drogenkunde zu 
verstehen. 


b) die gebräuchlichen Arzneidrogen sicher 
zu identifizieren und nach anerkannten 
pharmazeutischen Regeln zu prüfen, 


c) die medizinische Verwendung und die 
hierfür maßgeblichen Inhaltsstoffe der 
gebräuchlichen Arzneidrogen sowie de¬ 
ren Zubereitungen und Darreichungs¬ 
und Anwendungsformen zu kennen und 
hierüber zu informieren und zu beraten, 


d) die gebräuchlichen Handelspräparate 
zu kennen und Empfehlungen zur An¬ 
wendung von Phytopharmaka im Rah¬ 
men der Selbstmedikation abzugeben, 
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e) den therapeutischen Stellenwert und die 
Limitationen der Phytophannaka je¬ 
weils in Abhängigkeit von ihrem Zulas¬ 
sungsstatus und der verfügbaren Evi¬ 
denz zu beurteilen, 


f) mögliche Risiken von Phytopharmaka 
darzustellen und entsprechende Hin¬ 
weise bei der Abgabe zu geben und 


g) die Phytopharmaka von anderen Arz¬ 
neimitteln der besonderen Therapie¬ 
richtungen abzugrenzen. 


5. Fachbezogene Mathematik 

5. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen. 


a) die erforderlichen theoretischen Grund¬ 
lagen der fachbezogenen Mathematik, 
insbesondere der Arithmetik und der 
Stöchiometrie, zu verstehen, 


b) insbesondere die Dreisatz- und Prozen¬ 
trechnung sowie die Berechnung von 
Mischungen durchzuführen und auf die 
in den Apotheken auftretenden Frage¬ 
stellungen anzuwenden, 


c) die für die Herstellungsansätze erfor¬ 
derlichen Berechnungen auszuführen, 


d) die für die Auswertung der Prüfungen 
gegebenenfalls erforderlichen Berech¬ 
nungen auszuführen. 


e) die Preise für die hergestellten Arznei¬ 
mittel zu berechnen und 


f) die Preise für Fertigarzneimittel und 
Medizinprodukte zu berechnen. 


6. Gefahrstoff- und Umweltschutzkunde 

6. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die grundlegenden Vorschriften zum 
Erwerb, zur Lagerung und zur Abgabe 
der Gefahrstoffe anzuwenden sowie 
Gefahrstoffe zu kennzeichnen, 


b) die grundlegenden Vorschriften zum 
Umgang mit Gefahrstoffen unter Be¬ 
rücksichtigung des Arbeitsschutzes an¬ 
zuwenden. 
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c) Informationsquellen zu den gefährli¬ 
chen Eigenschaften von Stoffen und er¬ 
forderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu 
nutzen, 


d) bei der Abgabe von Gefahrstoffen einen 
möglichen Missbrauch zu erkennen und 
diesem entgegenzuwirken und 


e) die ordnungsgemäße Entsorgung von 
Arzneimitteln und Stoffen durchzufüh¬ 
ren sowie hierzu zu informieren und zu 
beraten. 


7. Arzneimittelkunde, Medizinprodukte, ein¬ 
schließlich Information und Beratung; 
Übungen zur Abgabe und Beratung 

7. Arzneimittelkunde, Medizinprodukte¬ 

kunde, einschließlich Information und Bera¬ 
tung sowie Nutzung digitaler Technolo¬ 
gien; Übungen zur Abgabe und Beratung so¬ 
wie Nutzung digitaler Technologien 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen. 

unverändert 

a) die für das Verständnis der Arzneimit¬ 
telwirkungen erforderlichen theoreti¬ 
schen Gmndlagen der Anatomie, Physi¬ 
ologie und Pathophysiologie zu verste¬ 
hen, 

a) unverändert 

b) die wichtigsten Arzneimittelgruppen 
und Arzneistoffe zu kennen sowie de¬ 
ren Wirkungen und mögliche Risiken 
zu verstehen sowie hierzu zu informie¬ 
ren und zu beraten. 

b) unverändert 

c) die für Apotheken relevanten Medizin¬ 
produkte und Produktgruppen des 
ElilfsmittelVerzeichnisses nach § 139 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
zu kennen, 

c) unverändert 

d) Verschreibungen für Arzneimittel und 
Medizinprodukte auf formale Korrekt¬ 
heit, Erstattungsfahigkeit, Zulässigkeit 
oder Notwendigkeit einer Substitution 
auf der Gmndlage sozialrechtlicher 
Vorgaben und auf Irrtümer oder sons¬ 
tige klärungsbedürftige Bedenken zu 
überprüfen und gegebenenfalls entspre¬ 
chende Maßnahmen durchzuführen, 

d) unverändert 
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e) bei der Abgabe über die Anwendung 
der Arzneimittel oder Medizinpro¬ 
dukte, über deren Aufbewahrung sowie 
über etwaige Risiken und Vorsichts¬ 
maßnahmen zu informieren und zu be¬ 
raten, 

e) unverändert 

f) die Arzneimittel mit besonderem Miss¬ 
brauchs- oder Abhängigkeitspotential 
zu kennen und geeignete Hinweise zu 
geben, um einem Missbrauch oder einer 
Abhängigkeit entgegenzuwirken, 

f) unverändert 

g) geeignete Kommunikationsstrategien 
und Fragetechniken anzuwenden, um 
insbesondere einen etwaigen weiteren 
Beratungsbedarf festzustellen oder Hin¬ 
weise auf aufgetretene arzneimittel- o- 
der medizinproduktebezogene Prob¬ 
leme zu erhalten, die Therapietreue zu 
fördern und besondere Gesprächssitua¬ 
tionen, insbesondere mit Menschen mit 
psychischen, geistigen oder Sinnesbe¬ 
einträchtigungen, zu bewältigen, 

g) unverändert 


h) digitale Technologien zu nutzen, 

/?) Hinweise auf aufgetretene arzneimittel- 
oder medizinproduktebezogene Prob¬ 
leme entgegenzunehmen, zu dokumen¬ 
tieren und Maßnahmen einzuleiten, 

i) unverändert 

i) bei Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arzneimitteltherapiesicherheit unter¬ 
stützend mitzuwirken, 

j) unverändert 

j) die Eignung der im Rahmen der Selbst¬ 
medikation nachgefragten Arzneimittel 
für den vorgesehenen therapeutischen 
Zweck zu beurteilen und gegebenen¬ 
falls ein geeigneteres Präparat zu emp¬ 
fehlen, 

k) unverändert 

k) die Grenzen der Selbstmedikation zu 
erkennen und gegebenenfalls einen 
Arztbesuch zu empfehlen und 

1) unverändert 

/) arzneimitteltherapiebegleitende Maß¬ 
nahmen zur Förderung des Gesund¬ 
heitszustandes zu empfehlen. 

m) unverändert 

8. Emährungskunde und Diätetik 

8. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 
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a) die Nahrungsbestandteile und deren 
physiologische Bedeutung, die grundle¬ 
genden Stoffwechselprozesse sowie die 
Ausprägungen und Folgen von Fehler¬ 
nährung und Ernährungsstörungen zu 
verstehen, 


b) die wichtigsten Genussmittel und deren 
Missbrauchs- und Schädigungspoten¬ 
tial zu kennen, 


c) die rechtliche Abgrenzung von Nah¬ 
rungsergänzungsmitteln, diätetischen 
Lebensmitteln und Arzneimitteln zu 
kennen. 


d) allgemeingültige Empfehlungen für 
eine bedarfsgerechte und gesunde Er¬ 
nährung abzugeben. 


e) die besonderen Anforderungen an die 
Ernährung bei bestimmten Erkrankun¬ 
gen, Altersgruppen oder physiologi¬ 
schen Zuständen zu verstehen sowie 
hierzu zu informieren und zu beraten 
und 


f) geeignete diätetische Maßnahmen und 
Produkte zu empfehlen. 


9. Körperpflegekunde 

9. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die verschiedenen Maßnahmen der 
Körperpflege und deren medizinische 
und soziale Bedeutung sowie die apo¬ 
thekenüblichen Produkte zur Körper¬ 
pflege zu kennen, 


b) die Anatomie und die physiologischen 
Funktionen der Flaut und mögliche 
Schädigungen durch Erkrankungen, 
Umwelteinflüsse oder unsachgemäße 
Pflege zu verstehen, 


c) die verschiedenen Flauttypen und deren 
Pflegebedarf zu unterscheiden, 


d) die besonderen Anforderungen an die 
Flautpflege bei bestimmten Erkrankun¬ 
gen zu verstehen sowie hierzu zu infor¬ 
mieren und zu beraten und 


e) über die Körperpflege zu beraten und 
geeignete Produkte zu empfehlen. 
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10. Apothekenpraxis, einschließlich Qualitäts¬ 
management und EDV 

10. Apothekenpraxis, einschließlich Qualitäts¬ 
management und Nutzung digitaler Tech¬ 
nologien 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen. 

unverändert 

a) die normativen Grundlagen von Quali¬ 
tätsmanagementsystemen zu verstehen, 

a) unverändert 

b) die Philosophie, die Struktur und die 
Elemente des Qualitätsmanagements 
auf den Apothekenbetrieb zu übertra¬ 
gen, 

b) unverändert 

c) am Betrieb und an der Weiterentwick¬ 
lung des Qualitätsmanagementsystems 
mitzuwirken. 

c) unverändert 

d) die übliche EDV -Ausstattung der Apo¬ 
theken, insbesondere zur Warenbewirt¬ 
schaftung, zur Rezeptbearbeitung, zur 
Arzneimittelverifikation, zur Doku¬ 
mentation und zur Anbindung an die 
Telematik-Infrastruktur anzuwenden, 

d) die übliche digitale Ausstattung ein¬ 
schließlich digitaler Anwendungen 

der Apotheken, insbesondere zur Wa¬ 
renbewirtschaftung, zur Rezeptbearbei¬ 
tung, zur Arzneimittelverifikation, zur 
Dokumentation und zur Anbindung an 
die Telematik-Infrastruktur anzuwen¬ 
den, 

e) die digitalen Elilfsmittel zur Unterstüt¬ 
zung der Prüfung der Verschreibungen 
und der Information und Beratung zu 
nutzen. 

e) die digitalen Technologien zur Unter¬ 
stützung der Prüfung der Verschreibun¬ 
gen und der Information und Beratung 
zu nutzen. 

f) die digitalen Anwendungen zur Weiter¬ 
entwicklung der Versorgung zu kennen, 
insbesondere den elektronischen Medi¬ 
kationsplan und die elektronische Ver¬ 
schreibung, 

f) unverändert 

g) die Kriterien und Modalitäten der stich¬ 
probenweisen Prüfung der nicht in der 
Apotheke hergestellten Fertigarznei¬ 
mittel zu kennen und diese Prüflingen 
durchzuführen und zu dokumentieren. 

g) unverändert 

h) sich von der Authentizität und Unver¬ 
sehrtheit der Arzneimittel durch Über¬ 
prüfung der vorgeschriebenen Sicher¬ 
heitsmerkmale bei der Abgabe an die 
Empfängerin oder den Empfänger zu 
vergewissern, 

h) unverändert 















Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


79 


Drucksache 19/15160 


Entwurf 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

i) die den pharmazeutisch-technischen 
Assistentinnen und pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten bei der Doku¬ 
mentation obliegenden Aufgaben aus¬ 
zuführen und 

i) unverändert 

j) einfache Messungen und Bestimmun¬ 
gen physiologischer Parameter als apo¬ 
thekenübliche Dienstleistungen durch¬ 
zuführen und zu weiteren die gesund¬ 
heitliche Versorgung betreffenden Fra¬ 
gen zu informieren und zu beraten. 

j) unverändert 

11. Personale und soziale Kompetenzen 

11. unverändert 

Die Schülerinnen und Schüler sind insbeson¬ 
dere zu befähigen, 


a) die für die Ausbildung und die Berufs¬ 
tätigkeit erforderlichen Lemkompeten- 
zen sowie die Fähigkeiten zum Wissen¬ 
stransfer und zur Selbstreflexion zu ent¬ 
wickeln, 


b) ihre persönliche und fachliche Weiter¬ 
entwicklung als notwendig anzuerken¬ 
nen und lebenslanges Lernen als Teil 
der eigenen beruflichen Biographie zu 
verstehen. 


c) ein professionelles, ethisch fundiertes 
berufliches Selbstverständnis zu entwi¬ 
ckeln, das der Bedeutung ihrer zukünf¬ 
tigen Tätigkeit angemessen ist, 


d) die konkrete Situation der Kundinnen 
und Kunden in der Apotheke, insbeson¬ 
dere deren Selbständigkeit und Selbst¬ 
bestimmung sowie kulturellen und reli¬ 
giösen Hintergrund, in ihr Handeln ein¬ 
zubeziehen, 


e) die Patientenrechte zu beachten. 


f) die besonderen Belange von Kundinnen 
und Kunden mit Behinderung zu be¬ 
rücksichtigen und 


g) die vermittelten methodischen, sozialen 
und kommunikativen Kompetenzen an¬ 
zuwenden. 


TeilC 

unverändert 

Lemgebiete der praktischen Ausbildung 

Lemgebiete der praktischen Ausbildung 
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1 . 

Rechtsvorschriften über den Apothekenbe¬ 
trieb sowie über den Verkehr mit Arzneimit¬ 
teln, Betäubungsmitteln, Medizinprodukten 
und Gefahrstoffen, soweit sie die Tätigkeit 
der pharmazeutisch-technischen Assistentin 
und des pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten berühren, 

1 . 

unverändert 

2. 

Fertigarzneimittel und ihre Anwendungsge¬ 
biete sowie ihre ordnungsgemäße Lagerung, 

2. 

unverändert 

3. 

Gefahren bei der Anwendung von Arznei¬ 
mitteln, 

3. 

unverändert 

4. 

Merkmale eines Arzneimittelmissbrauchs 
und einer Arzneimittelabhängigkeit, 

4. 

unverändert 

5. 

Notfallarzneimittel nach § 15 der Apothe¬ 
kenbetriebsordnung, 

5. 

unverändert 

6. 

Prüfung von Arzneimitteln, Arzneistoffen 
und Hilfsstoffen in der Apotheke, 

6. 

unverändert 

7. 

Herstellung von Arzneimitteln in der Apo¬ 
theke, 

7. 

unverändert 

8. 

Ausführung ärztlicher Verschreibungen, 

8. 

unverändert 

9. 

Beschaffung von Informationen über Arz¬ 
neimittel und apothekenübliche Waren unter 
Nutzung wissenschaftlicher und sonstiger 
Nachschlagewerke einschließlich EDV-ge- 
stiitzter Arzneimittelinformationssysteme, 

9. 

Beschaffung von Informationen über Arz¬ 
neimittel und apothekenübliche Waren unter 
Nutzung wissenschaftlicher und sonstiger 
Nachschlagewerke einschließlich digitaler 
Arzneimittelinformationssysteme, 

10. 

Berechnung der Preise von Fertigarzneimit¬ 
teln, Teilmengen eines Fertigarzneimittels, 
Rezepturarzneimitteln sowie apothekenübli¬ 
chen Medizinprodukten, 

10. 

unverändert 

11. 

Informationen bei der Abgabe von Arznei¬ 
mitteln, insbesondere über die Anwendung 
und die ordnungsgemäße Aufbewahrung so¬ 
wie Gefahrenhinweise, 

11. 

unverändert 


12. 

Nutzung digitaler Technologien und An¬ 
wendungen der Apotheke, 

12. 

Aufzeichnungen nach § 22 der Apotheken¬ 
betriebsordnung, 

13. 

unverändert 

13. 

apothekenübliche Waren und Dienstleistun¬ 
gen nach § la Absatz 10 und 11 der Apothe¬ 
kenbetriebsordnung, 

14. 

unverändert 

14. 

umweltgerechte Entsorgung von Arzneimit¬ 
teln, Chemikalien, Medizinprodukten und 
Verpackungen sowie rationelle Energie- und 
Materialverwendung und 

15. 

unverändert 
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15. Qualitätsmanagement.“ 

16. unverändert 

24. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

24. unverändert 

a) Die Angabe zu Anlage 2 wird wie folgt ge¬ 
fasst: 


„Anlage 2 (zu § 1 Absatz 2 Satz 4)“. 


b) Das Wort „Lehranstalt“ wird durch das Wort 
„Schule“ ersetzt. 


c) Die Wörter „am Lehrgang“ werden durch die 
Wörter „an der schulischen Ausbildung“ er¬ 
setzt. 


d) Vor den Wörtern „pharmazeutisch-techni¬ 
sche Assistenten gemäß“ werden die Wörter 
„pharmazeutisch-technische Assistentinnen 
und“ eingefügt. 


e) Die Wörter „Der Lehrgang“ werden durch 
die Wörter „Die schulische Ausbildung“ er¬ 
setzt. 


f) Die Wörter „§ 17 dieser Verordnung“ wer¬ 
den durch die Wörter „§ 13 des Gesetzes 
über den Beruf der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentin und des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten“ ersetzt. 


g) Das Wort „Lehranstaltsleitung“ wird durch 
das Wort „Schulleitung“ ersetzt. 


25. Die Anlage 4 wird wie folgt geändert: 

25. unverändert 

a) Die Wörter „§ 17 der Ausbildungs- und Prü¬ 
fungsverordnung für pharmazeutisch-techni¬ 
sche Assistentinnen und pharmazeutisch¬ 
technische Assistenten“ werden durch die 
Wörter „§ 13 des Gesetzes über den Beruf 
der pharmazeutisch-technischen Assistentin 
und des pharmazeutisch-technischen Assis¬ 
tenten“ ersetzt. 


b) Die Angabe „Teil B“ wird durch die Angabe 
„Teil C“ ersetzt. 


c) Die Wörter „dem/der Praktikanten/in“ wer¬ 
den durch die Wörter „der oder dem Auszu¬ 
bildenden“ ersetzt. 
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26. In Anlage 5 werden die Wörter „1. im schriftli¬ 
chen Teil der Prüfung ".", 2. im mündli- 

chen Teil der Prüfung "..", 3. im prakti- 

sehen Teil der Prüfung "..durch die 

Wörter „Arzneimittelkunde, einschließlich Infor¬ 
mation und Beratung "..", Allgemeine 

und pharmazeutische Chemie "..", Gale- 

nik "..", Botanik, Drogenkunde und Phy- 

topharmaka ".", Gefahrstoff- und Um- 

weltschutzkunde "..", Grundlagen des 

Gesundheitswesens, pharmazeutische Berufs¬ 
und Gesetzeskunde "..", Medizinpro- 

dukte, einschließlich Information und Beratung 

"..", Chemisch-pharmazeutische Übun- 

gen "..", Übungen zur Drogenkunde 

"..", Galenische Übungen . 

ersetzt. 

26. In Anlage 5 werden die Wörter „1. im schriftli¬ 
chen Teil der Prüfung " ... " 2. im mündlichen 
Teil der Prüfung " ... " 3. im praktischen Teil der 
Prüfling" ... durch die Wörter „Arzneimittel¬ 

kunde, einschließlich Information und Beratung 
sowie Nutzung digitaler Technologien" ... ", 
Allgemeine und pharmazeutische Chemie "... ", 
Galenik" ... ", Botanik, Drogenkunde und Phyto- 
pharmaka " ... ", Gefahrstoff- und Umwelt¬ 
schutzkunde "... ", Grundlagen des Gesundheits¬ 
wesens, pharmazeutische Berufs- und Gesetzes¬ 
kunde " ... ", Medizinproduktekunde, ein¬ 
schließlich Information und Beratung sowie Nut¬ 
zung digitaler Technologien" ... ", Chemisch¬ 
pharmazeutische Übungen " ... ", Übungen zur 
Drogenkunde " ... ", Galenische Übungen " ... 
"“ ersetzt. 

27. Die Angabe zu Anlage 6 wird wie folgt gefasst: 

27. unverändert 

„Anlage 6 (zu § 7 Absatz 2 Satz 3)“. 


28. Die Anlage 7 wird wie folgt geändert: 

28. unverändert 

a) Die Angabe zu Anlage 7 wird wie folgt ge¬ 
fasst: 


„Anlage 7 (zu § 15d Absatz 4)“. 


b) Die Wörter „dem Gesamtergebnis“ werden 
durch die Wörter „der Gesamtnote“ ersetzt. 



Artikel 3 a 


Nach § 66 des Gesetzes über die Pflegeberufe 
(PflBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), das zuletzt durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 15. August 2019 geän¬ 
dert worden ist (BGBl. I S. 1307), wird folgender 
§ 66a eingefügt: 


„§ 66a 


Übergangsvorschrift für die Anerkennung auslän¬ 
discher Berufsabschlüsse 
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(1) Die Entscheidung über einen Antrag auf 
Anerkennung einer außerhalb des Geltungsbe¬ 
reichs dieses Gesetzes und außerhalb eines Mit¬ 
gliedstaats der Europäischen Union oder eines an¬ 
deren Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 
erworbenen abgeschlossenen Berufsausbildung 
kann noch bis zum 31. Dezember 2024 auf der 
Grundlage der Vorschriften des Krankenpflegege¬ 
setzes in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fas¬ 
sung oder auf der Grundlage der Vorschriften des 
Altenpflegegesetzes in der am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung getroffen werden. 

(2) Für Entscheidungen über einen Antrag auf 
Anerkennung einer in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Ver¬ 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum erworbenen oder anerkannten 
abgeschlossenen Berufsausbildung, gilt Absatz 1 
entsprechend, soweit nicht die Voraussetzungen 
nach § 41 Absatz 1 erfüllt sind.“ 

Artikel 4 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz über den Beruf des phar¬ 
mazeutisch-technischen Assistenten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 1997 (BGBl. I 
S. 2349), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes 
vom 18. April 2016 (BGBl. I S. 886) geändert worden 
ist, außer Kraft. 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 
3a am 1 . Januar 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Ge¬ 
setz über den Beruf des pharmazeutisch-technischen 
Assistenten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1997 (BGBl. I S. 2349), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 18. April 2016 
(BGBl. I S. 886) geändert worden ist, außer Kraft. Ar¬ 
tikel 3a tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Emmi Zeulner, Bettina Müller, Detlev Spangenberg, Dr. 
Wieland Schinnenburg, Dr. Achim Kessler und Kordula Schulz-Asche 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/13961,19/14088 in seiner 118. Sitzung am 
17. Oktober 2019 in erster Lesung beraten und zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Gesundheit 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

Die Aufgabenschwerpunkte der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen As¬ 
sistenten in den Apotheken haben sich den Angaben der Bundesregierung zu Folge deutlich verändert. Mit diesem 
Gesetz würden daher das Berufsbild und die Ausbildung der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und 
pharmazeutisch-technischen Assistenten im Flinblick auf die geänderten Anforderungen der Apothekenpraxis re¬ 
formiert. Die Abgabe von Arzneimitteln und Medizinprodukten und die damit verbundene Information und kom¬ 
petente Beratung sei im Vergleich zur Herstellung und Prüfung von Arzneimitteln in den Vordergrund getreten. 
Das Berufsbild und die Ausbildung müssten entsprechend angepasst werden. Gleichwohl müsse für die Herstel¬ 
lung von Arzneimitteln eine fundierte pharmazeutisch-technologische Kompetenz der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen Assistenten weiterhin gewährleistet bleiben. Gleichzeitig 
solle unter bestimmten Voraussetzungen die Übertragung erweiterter Kompetenzen auf pharmazeutisch-techni¬ 
sche Assistentinnen und pharmazeutisch-technische Assistenten im Apothekenbetrieb ermöglicht werden. Durch 
die Änderungen solle die Mitwirkung der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und pharmazeutisch-tech¬ 
nischen Assistenten an der ordnungsgemäßen Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln weiter professio¬ 
nalisiert und gestärkt werden. Dies diene sowohl den Interessen der Bevölkerung als auch denen der Apotheken¬ 
leiterinnen und Apothekenleitern als Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. Nicht zuletzt diene die damit verbundene 
Aufwertung des Berufes auch den Interessen der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und pharmazeu¬ 
tisch-technischen Assistenten selbst. Schließlich solle mit den Änderungen auch erreicht werden, dass der Beruf 
attraktiv bleibe und auch künftig als moderner und anspruchsvoller Beruf mit anderen Ausbildungsberufen kon¬ 
kurrieren könne. Damit werde einem Fachkräftemangel in Apotheken entgegengewirkt. 

Um die oben genannten Ziele erreichen zu können, sollen neben den begrifflichen und sprachlichen Anpassungen 
die bisherigen Regelungen präzisiert und ergänzt werden. Dies betreffe insbesondere die Erlaubnis zur Führung 
der Berufsbezeichnung sowie die Anforderungen an die Ausbildung, die Schulen und an das Ausbildungsverhält¬ 
nis. Die Vorschriften zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen, zur vorübergehenden Dienstleis¬ 
tungserbringung in Deutschland und zu den Wammitteilungen sollen unter Beibehaltung der materiellen Rege¬ 
lungsinhalte grundlegend neu strukturiert werden. Außerdem werde das Berufsbild der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen Assistenten konkretisiert und mit Neuregelungen ver¬ 
knüpft. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat gemäß § 6 Absatz 1 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Nor¬ 
menkontrollrates den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/13961 geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass 
das Bundesministerium für Gesundheit den Erfüllungsaufwand nachvollziehbar dargestellt habe. Der Nationale 
Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags daher keine Einwände gegen die Darstellung 
der Gesetzesfolgen (Drucksache 19/13961, Anlage 2). 

Der Bundesrat hat in seiner 981. Sitzung am 11. Oktober 2019 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf auf Dmcksache 19/13961 Stellung zu nehmen. In seiner Stellungnahme hat 
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der Bundesrat insbesondere Änderungen im Bereich der vorgesehenen Ausbildungsstruktur und -dauer, der pä¬ 
dagogischen Qualifizierung der Lehrkräfte und der Apothekenmitarbeiter, der Rolle der Apotheker und ihrer Stan¬ 
desorganisationen bei der Ausbildung, der Kompetenzerweiterung der PTA im Apothekenbetrieb und der Noten¬ 
systematik sowie der Prüflings- und Bestehensregeln gefordert. Darüber hinaus sprach sich der Bundesrat für die 
Schaffung einer Ausbildungsvergütung auch während der schulischen Ausbildung aus. Ferner enthielt die Stel¬ 
lungnahme noch weitere Forderungen nach Änderungen, Streichungen bzw. Ergänzungen zum Gesetzentwurf. 

In der Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates vertrat die Bundesregierung folgende Auffassung: 
Den Vorschlägen des Bundesrates betreffend der Berücksichtigung der entsprechenden Schularten, der Aufsichts¬ 
pflicht beim patientenindividuellen Stellen und Verblistem, der Berücksichtigung des Fachkräfteeinwanderungs¬ 
gesetzes, der Regelung des Inkrafttretens des Gesetzes sowie redaktionellen Verbesserungen wurde zugestimmt. 

Zu mehreren Forderungen des Bundesrates wurde Prüfung zugesagt, u.a. zur Verlängerung der Ausbildungsdauer, 
pädagogischen Qualifizierung der Lehrkräfte, Kooperation der Schulen mit den Ausbildungsapotheken sowie No¬ 
tenbildung. Ferner wurde Prüfung zugesagt, ob zukünftig ein Ausgleich einer mangelhaften Prüfüngsleistung 
durch die Vornote möglich sein soll. Die Bundesregierung sagte zudem Prüfung hinsichtlich der Regelungen zu 
Fehlzeiten während der PTA-Ausbildung zu. 

Außerdem wurde klargestellt, dass über die Ausbildungsvergütung während der praktischen Ausbildung in der 
Apotheke hinausgehende Finanzierungsfragen in dem Gesetzentwurf nicht behandelt werden. Diese sollen im 
Rahmen eines Gesamtkonzepts zusammen mit anderen Gesundheitsfachberufen erörtert und einer sachgerechten 
Lösung zugeführt werden. 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich im Rahmen seines Auftrags gemäß Einset¬ 
zungsantrag auf Drucksache 19/1837 mit dem Gesetzentwurf auf Drucksache 19/13961 befasst und festgestellt, 
dass eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfs gegeben sei. Er kommt zu dem Ergebnis, dass die Darstel¬ 
lung der Nachhaltigkeitspriifüng plausibel und daher eine Prüfbitte nicht erforderlich sei (Ausschussdrucksache 
19(26)42-8). 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Gesundheit hat seine Beratungen zu der Vorlage auf Drucksachen 19/13961, 19/14088 in 
seiner 66. Sitzung am 23. Oktober 2019 aufgenommen und beschlossen, eine öffentliche Anhörung durchzufüh¬ 
ren. Die öffentliche Anhörung fand in der 67. Sitzung am 23. Oktober 2019 statt. Als sachverständige Organisa¬ 
tionen waren eingeladen: ABDA (Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V.), ADEXA (Die Apo¬ 
thekengewerkschaft), Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW), Bundesarbeits¬ 
gemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung, chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e. V. 
(BAG SELBSTHILFE), Bundesärztekammer (BÄK), Bundesverband Deutscher Krankenhausapotheker e. V. 
(ADKA), Bundesverband Pharmazeutisch-technischer Assistentinnen e. V. (BVpta), DAV — Deutscher Apothe¬ 
kerverband e. V., Deutsche Krankenhausgesellschaft e. V. (DKG), Deutsche Phannazeutische Gesellschaft e. V. 
(DPhG), GKV-Spitzenverband, ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft Bundesvorstand. Als Einzelsach¬ 
verständiger wurde eingeladen: Peter Lehle (Kreisberufsschulzentrum Ellwangen). 

Auf das Wortprotokoll und die als Ausschussdrucksachen verteilten Stellungnahmen der Sachverständigen wird 
Bezug genommen. 

Als Ergebnis empfiehlt der Ausschuss für Gesundheit mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
gegen die Stimmen der Fraktionen AfD und DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/13961, 19/14088 in geänderter Fassung anzuneh¬ 
men. 
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Der Ausschuss für Gesundheit hat zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksachen 19/13438, 
19/13458 eine Reihe von Änderungen beschlossen. Diese haben insbesondere folgenden Inhalt: 

Im neuen Berufsgesetz wird klargestellt, dass neben Apothekerinnen und Apothekern auch weiteres pharmazeu¬ 
tisches Personal mit einer pädagogischen Zusatzqualifikation und einschlägiger Berufserfahrung die Praxisanlei¬ 
tung durchführen kann. 

Zudem werden die Anforderungen an die Qualifikation der Schulleitung entsprechend deren Aufgaben angepasst. 
Schulleitungen übernehmen administrative Aufgaben und in erster Linie die pädagogische Leitung der Schule. 
Eine spezifisch-fachliche Qualifikation ist auch mit Rücksicht auf Schulzentren, an denen unterschiedliche Berufe 
ausgebildet werden, nachrangig. 

Hinsichtlich der bei den Ländern zu treffenden Vorbereitungen und für die Vorbereitung der Schulen auf die neu 
strukturierten und gewichteten sowie ergänzten Ausbildungsinhalte wird ausreichend Zeit benötigt. Diese wird 
allen Beteiligten durch ein späteres Inkrafttreten der Reform und durch längere Übergangsfristen für die Erfüllung 
der Mindestanforderungen an Schulen eingeräumt. 

Außerdem wird die Regelung zu den Fehlzeiten im Berufsgesetz umformuliert und angepasst, sodass auch Bil¬ 
dungsurlaub als anrechnungsfähige Fehlzeit gilt. 

Auch werden Regelungen zur Umsetzung der Artikel 32 und 33 des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes getroffen. 

Zur Verbesserung und Vereinheitlichung der praktischen Ausbildung wird eine verpflichtende Kooperation der 
ausbildenden Apotheke mit der Schule im Berufsgesetz ergänzt. Die ausbildenden Apotheken sollen insbesondere 
verpflichtet werden, den Ausbildungsplan im Benehmen mit der Schule festzulegen. 

Außerdem werden ergänzende Regelungen zur praktischen Ausbildung vorgesehen. Diese tragen der Möglichkeit 
Rechnung, dass die praktische Ausbildung teilweise auch in einer Krankenhausapotheke erfolgen kann. 

Aufgrund der besonders verantwortungsvollen Aufgabe, insbesondere hinsichtlich des erhöhten Sicherheitsni¬ 
veaus, wird die Pflicht zur Beaufsichtigung der oder des PTA beim patientenindividuellen Stellen und Verbliste¬ 
rung beibehalten. Zudem erfolgt in der Apothekenbetriebsordnung eine Klarstellung, dass auch bei Entfallen der 
Pflicht zur Beaufsichtigung für PTA die Gesamtverantwortung der Apothekenleiterin oder des Apothekenleiters 
unberührt bleibt. 

Um den Stellenwert der Digitalisierung im Gesundheitswesen stärker zu berücksichtigen, werden die Ausbil¬ 
dungsinhalte entsprechend ergänzt. Die Auszubildenden sollen den Umgang mit digitalen Technologien und An¬ 
wendungen erlernen, zum Beispiel mit dem elektronischen Rezept und dem elektronischen Medikationsplan. 

Auch der Stellenwert der Abschlussprüfüng soll gestärkt werden. Eine mit „mangelhaft“ bewertete Prüfüngsleis- 
tung in den einzelnen Prüfüngsteilen soll nicht durch gute oder sehr gute Vornoten ausgeglichen werden können. 

Ferner erfolgt eine Ergänzung zum Nachteilsausgleich, sodass dieser auch Personen zu gewähren ist, die einer 
Beeinträchtigung unterliegen, die nicht als Behinderungen zu qualifizieren ist. 

Schließlich wird eine Regelung zur Evaluierung aufgenommen, um die Auswirkungen der inhaltlichen Änderun¬ 
gen und die Ausbildungsdauer der PTA-Ausbildung zu betrachten. 

Um auch nach dem Start der neuen Pflegeberufeausbildungen nach dem Pflegeberufegesetz zum 1. Januar 2020 
die reibungslose praktische Durchführung von Verfahren zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse in der 
Pflege zu ermöglichen, wurde eine ausdrückliche Übergangsvorschrift in das Pflegeberufegesetz eingefügt. Diese 
erlaubt es den zuständigen Behörden der Länder, über Anträge auf Anerkennung noch bis zum 31. Dezember 
2024 auf der Grundlage des Krankenpflegegesetzes und des Altenpflegegesetzes zu entscheiden. Für die Durch¬ 
führung erforderlicher Anpassungsmaßnahmen können so die bereits etablierten Strukturen weiter genutzt wer¬ 
den. 

Der Änderungsantrag 8 auf Ausschussdrucksache 19(14)116.1 wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD 
angenommen. 
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Der Änderungsantrag 15 auf Ausschussdrucksache 19(14)116.1 wurde mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE 
LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Die Änderungsanträge 1 bis 7 und 9 bis 14 auf Ausschussdrucksache 19(14)116.1 wurden mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
LINKE, angenommen. 

Die Fraktion der CDU/CSU zeigte sich überzeugt, dass mit dem Gesetzentwurf der Grundstein für ein modernes 
Bemfsgesetz für die PTA gelegt werde. Das bisher gültige Gesetz stamme von 1968 und sei den modernen An¬ 
forderungen nicht mehr gerecht geworden. Ein großer Schwerpunkt liege auf der Stärkung der Beratungskompe¬ 
tenz, da die Abgabe von Arzneimitteln und Medizinprodukten und die fachgerechte Beratung der Patientinnen 
und Patienten gegenüber der Herstellung und Prüfung von Arzneimitteln deutlich an Bedeutung gewonnen hätten. 
Die Ausbildung werde zweieinhalb Jahre dauern und ein ausgewogenes Verhältnis von Theorie und Praxis haben. 
Dies spiegele sich auch darin, dass eine staatliche Prüfling mit zwei Abschnitten den Abschluss der Ausbildung 
bilde. Ein Abschnitt werde nach dem Abschluss der schulischen Ausbildung und der andere nach Ende der prak¬ 
tischen Ausbildung in der Apotheke geprüft. Die Apotheken müssten im Rahmen einer verpflichtenden Koope¬ 
ration einen Ausbildungsplan vorlegen, so dass erstmalig individuell auf die Stärken und Schwächen der Auszu¬ 
bildenden eingegangen werden könne. Außerdem werde die Digitalisierung in den Ausbildungsinhalten entspre¬ 
chend adressiert, da die PTAs künftig mit elektronischen Patientenakten und dem elektronischen Rezept in Be¬ 
rührung kommen würden. Die Schulgeldfreiheit, zu der die Länder benötigt würden, werde man mit großer Ernst¬ 
haftigkeit angehen, so dass auch der PTA-Bemf insgesamt deutlich attraktiver werde. 

Die Fraktion der SPD betonte, mit dem PTA-Reformgesetz werde die Ausbildung der pharmazeutisch-techni¬ 
schen Assistentinnen und Assistenten modernisiert und an die Erfordernisse der Arbeit in der Apotheke angepasst, 
die sich seit Inkrafttreten des alten Berufsgesetzes erheblich gewandelt hätten. Die neustrukturierte Ausbildung 
und die neuen Ausbildungsinhalte berücksichtigten insbesondere den deutlich gestiegenen Beratungsaufwand bei 
der Abgabe der Arzneimittel. Die Fraktion begrüßte in diesem Zusammenhang, dass sich auch die in der Apothe¬ 
kenpraxis zunehmende Digitalisierung in den Ausbildungsinhalten widerspiegele. Der Gesetzentwurf stärke den 
PTA-Beruf und erweitere die Kompetenzen der PTA, indem künftig bestimmte Tätigkeiten auch ohne Aufsicht 
durch den Apotheker ausgeübt werden dürften. Auch die Möglichkeit, dass PTA mit einer entsprechenden Wei¬ 
terbildung die Praxisanleitung während der praktischen Ausbildung übernehmen könnten, halte den Beruf attrak¬ 
tiv, indem eine Aufstiegsmöglichkeit geschaffen werde. In diesem Zusammenhang sei es wichtig gewesen, mit 
der stärkeren Einbindung der Krankenhausapotheken in die Ausbildung die Einsatzmöglichkeiten während der 
Ausbildung weiter zu verbreitern. Bedauerlich sei allerdings, dass die Ausbildungsdauer nicht auf die bei den 
anderen Gesundheitsfachberufen üblichen drei Jahren angehoben werde. Die damit verbundene Gleichwertigkeit 
mit diesen Ausbildungen solle daher im Zusammenhang mit der im Gesetz vorgesehen Evaluierungen der Aus¬ 
bildungsreformen noch einmal geprüft werden. 

Die Fraktion der AfD befürwortete die Neuausrichtung der Ausbildung des PTA-Berufs grundsätzlich. Es sei 
richtig, den Kundenkontakt, die Beratung und die Digitalisierung in den Mittelpunkt zu stellen. Allerdings würden 
die Ausbildungsinhalte nur vage definiert. Auch sei die Ausbildung in den ersten zwei Jahren weiterhin unent¬ 
geltlich, was die Attraktivität des Berufs nicht steigere. Problematisch sei die Anerkennung der ausländischen 
Berufsabschlüsse. Schließlich sei der PTA-Bemf eine sehr deutsche Angelegenheit. Daher müsse ein besonderes 
Augenmerk darauf gelegt werden, ob ausländische Abschlüsse anerkannt werden könnten. Außerdem seien be¬ 
sondere sprachliche Kenntnisse erforderlich, da der Kundenkontakt und die Beratung im Mittelpunkt der Tätigkeit 
stünden. Darüber hinaus brächten alle medizinischen Berufe eine besondere Verantwortung gegenüber den Men¬ 
schen mit sich. Insgesamt werde man den Gesetzentwurf daher ablehnen. 

Die Fraktion der FDP begrüßte den Grundansatz dieses Gesetzentwurfes, da eine Reform des PTA-Berufs über¬ 
fällig gewesen sei. Trotzdem könne man nicht zustimmen, weil die vorgesehene Dauer der Ausbildung zu kurz 
und das Verhältnis zwischen Praxis und Theorie unausgewogen sei. Es gebe gute Argumente, die Ausbildung auf 
drei Jahre zu verlängern. Es sei zudem problematisch, erst nach zwei Jahren mit der praktischen Ausbildung zu 
beginnen. Es wäre sinnvoll gewesen, die beiden Ausbildungsteile zu verschränken. Darüber hinaus sei die ge¬ 
plante Vergütung mit Beginn der praktischen Ausbildung unzureichend und mache den Bemf nicht attraktiver. 
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Eine Vergütung über die gesamte Ausbildungszeit ist anzustreben, diese Last könne aber nicht den Apotheken 
auferlegt werden, sondern muss anderweitig finanziert werden. Kritisiert wurde zudem, dass wesentliche Inhalte 
wie die praktische Ausbildung in den Apotheken in einer Rechtsverordnung geregelt werden sollten und somit 
der Entscheidungsgewalt des Bundestages entzogen würden. Vor diesem Hintergrund könne die Fraktion dem 
Gesetz nicht zustimmen und werde sich enthalten. 

Die Fraktion DIE LINKE, bewertete die Veränderung der nicht akademischen Gesundheitsberufe grundsätzlich 
positiv. Das eigenverantwortliche Handeln werde insgesamt gestärkt und die Aufgaben würden anspruchsvoller. 
Das PTA-Reformgesetz gehe allerdings bei der Ausweitung der Kompetenzen nicht weit genug und bleibe hinter 
dem zurück, was in anderen Gesundheitsberufen diskutiert werde. Wenn man die zukünftige Ausbildung der PTA 
vor diesem Hintergrund betrachte, bleibe der vorliegende Gesetzentwurf weit hinter dem Notwendigen zurück. 
Obwohl die PTA direkt mit den Patientinnen und Patienten arbeite, solle es bei der nur zweieinhalbjährigen Aus¬ 
bildung bleiben. Das sei anachronistisch. Anstelle der Festlegung breiter Kompetenzfelder würden mit der klein- 
teiligen Nennung von Tätigkeiten Ausbildungsziele definiert. Die Vermittlung von Theorie und Praxis bleib wei¬ 
terhin getrennt. Das führe dazu, dass die Praxissemester als Arbeitszeit oder umgekehrt, die Auszubildenden als 
billige Arbeitskräfte angesehen würden. Die Reform sei nicht geeignet, die künftigen PTA auf ein sich änderndes 
Berufsbild vorzubereiten und die Attraktivität des Berufes wirksam zu erhöhen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN äußerte sich positiv zu dem Gesetzentwurf. Die Reform des Berufs¬ 
feldes sei überfällig, um die Vor-Ort-Apotheken zu stärken und dem Fachkräftemangel entgegen zu wirken. Die 
Aufwertung der pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und Assistenten und der vorgesehene Verantwor¬ 
tungszuwachs seien richtig. Es sei allerdings zu bemängeln, dass die Notwendigkeit von Fort- und Weiterbildun¬ 
gen für PTAs nicht aufgenommen worden sei. Ein wesentlicher Kritikpunkt sei zudem die Frage der Schulgeld¬ 
befreiung, die immer noch nicht verankert worden sei. Es sei unverständlich, warum nicht die Chance ergriffen 
worden sei, eine allgemeine Schulgeldbefreiung durchzusetzen. Auch bleibe die Ausbildungsvergütung unzu¬ 
reichend und es stelle sich die Frage, wie die Auszubildenden das Gros ihrer Lehrzeit finanzieren sollten. Somit 
sei eine Gelegenheit verpasst worden, die Attraktivität des PTA-Berufs zu erhöhen, damit sich wieder mehr Schü¬ 
lerinnen und Schüler für diese Ausbildung entscheiden würden. 
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B. Besonderer Teil 

Soweit der Ausschuss für Gesundheit die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksachen 19/13961, 
14088 empfiehlt, wird auf die Begründung im Gesetzentwurf verwiesen. Zu den vom Ausschuss für Gesundheit 
vorgeschlagenen Ändemngen ist darüber hinaus Folgendes anzumerken: 


Zu Artikel 1 

Zu § 5 Absatz 1 Nummer 3 

Mit der Änderung soll der Anwendungsfall der Anordnung des Rühens der Erlaubnis bei nicht ausreichenden 
Sprachkenntnissen verdeutlicht werden. 

Zu § 10 Nummer 1 Buchstabe b 

Nach dem Gesetzentwurf soll als Zugangsvoraussetzung zur PTA-Ausbildung auch ein Flauptschulabschluss in 
Verbindung mit einer abgeschlossenen mindestens zweijährigen Berufsausbildung ausreichend sein. Durch den 
Änderungsantrag wird klargestellt, dass eine bestimmte zeitliche Abfolge von Flauptschulabschluss und Berufs¬ 
ausbildung nicht vorgeschrieben ist. 

Zu § 13 

Die Formulierung wird an die Regelungen für andere Gesundheitsfachberufe (§ 13 Pflegeberufegesetz, § 10 Not¬ 
fallsanitätergesetz) angepasst. 

Zu § 15 Absatz 1 und 2 sowie zu Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Da es neben staatlichen und staatlich anerkannten Schulen auch staatlich genehmigte Schulen gibt, die die schu¬ 
lische PTA-Ausbildung durchführen, erfolgt eine notwendige Anpassung. 

Zu § 16 Absatz 1 Nummer 1 

Schulleitungen übernehmen administrative Aufgaben und in erster Linie die pädagogische Leitung der Schule. 
Eine spezifisch-fachliche Qualifikation ist auch mit Rücksicht auf Schulzentren, an denen unterschiedliche Berufe 
ausgebildet werden, nachrangig. 

Zu § 17 Absatz 1 

Bei der Ändemng handelt es sich um eine Abgrenzung der praktischen Ausbildung zum Praktikum in einer Apo¬ 
theke während der schulischen Ausbildung gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 PTAG. 

Zu Absatz 2 und 3, § 18 Absatz 1, 2 und 5, § 21 Absatz 1, § 24 Absatz 2 

Nach der Regelung des Gesetzentwurfes in Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc (§ 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 der PTA-APrV) kann die praktische Ausbildung auch teilweise in einer Krankenhausapotheke 
absolviert werden. Folglich kommen in der Praxis zwei mögliche Träger der praktischen Ausbildung in Betracht: 
die Apothekenleiterin oder der Apothekenleiter als Träger der öffentlichen Apotheke und der Träger des Kran¬ 
kenhauses. Die Änderungen definieren den Träger der praktischen Ausbildung (§ 17 Absatz 2 Satz 2 - neu -), 
sodass die im Gesetzentwurf bisher nur für die Apothekenleiterin oder den Apothekenleiter vorgesehenen Pflich¬ 
ten auch auf den Träger des Krankenhauses als Träger der praktischen Ausbildung anzuwenden sind. 
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Zu Absatz 3 

Die Regelung dient der Klarstellung, dass neben Apothekerinnen und Apothekern auch weiteres pharmazeuti¬ 
sches Personal mit einer pädagogischen Zusatzqualifikation und einschlägiger Berufserfahrung die Praxisanlei¬ 
tung durchführen kann. Um einen Engpass bei den Ausbildungskapazitäten der Apotheken zu vermeiden, wird 
den Ländern die befristete Möglichkeit gegeben, davon abweichende Regelungen zu treffen. 

Zu Absatz 4 sowie § 19 Absatz 1 

Zur Verbesserung und Vereinheitlichung der praktischen Ausbildung ist eine verpflichtende Kooperation der aus¬ 
bildenden Apotheke mit der Schule sinnvoll. Die ausbildenden Apotheken sollen insbesondere verpflichtet wer¬ 
den, den Ausbildungsplan im Benehmen mit der Schule festzulegen. Dabei können im Einzelfall auch individuelle 
Stärken und Schwächen der Auszubildenden berücksichtigt werden. 

Zu § 56 Absatz 3 und Artikel 3 Nummer 20 Buchstabe a 

Aufgrund des Ablösungsgesetzes müssen die Änderungen, die durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz zum 
1. März 2020 im PharmTAG und in der PTA-APrV eingeführt werden sollten, nun im PTAG und in der geänder¬ 
ten PTA-APrV umgesetzt werden. 

Zu § 58 Absatz 1 und 2, § 59 Satz 1,, § 60 Satz 1, § 61, § 61 Satz 1 und Artikel 4 Satz 1 

Hinsichtlich der bei den Ländern zu treffenden Vorbereitungen und für die Vorbereitung der Schulen auf die neu 
strukturierten und gewichteten Ausbildungsinhalte wird ausreichend Zeit benötigt. Diese wird allen Beteiligten 
durch ein späteres Inkrafttreten der Reform zum 1. Januar 2023 und durch längere Übergangsfristen für die Er¬ 
füllung der Mindestanforderungen an Schulen eingeräumt. Als Folgeändemngen werden die §§ 59 bis 61 entspre¬ 
chend dem neuen Inkrafttretenszeitpunkt des Ablösungsgesetzes angepasst. 

Zu § 62 und Inhaltsübersicht 

Um die Auswirkungen der inhaltlichen Änderungen und die Ausbildungsdauer der PTA-Ausbildung zu betrach¬ 
ten, wird eine Regelung zur Evaluierung aufgenommen. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 Satz 1 und Absatz 5c Satz 1 

Die Ändemng stellt klar, dass die Gesamtverantwortung der Apothekenleiterin oder des Apothekenleiters durch 
das Entfallen der Pflicht zur Beaufsichtigung nicht berührt wird. 

Zu Nummer 1 Satz 1 Nummer 2 

Das patientenindividuelle Stellen oder Verblistem von Arzneimitteln stellt ebenso wie die Herstellung von paren¬ 
teralen Arzneimitteln eine besonders verantwortungsvolle Aufgabe dar, für die die Apothekenbetriebsordnung 
(ApBetrO) aus Gründen der Arzneimittelsicherheit spezielle Sondervorschriften vorsieht (§ 34 ApBetrO). Parallel 
zu diesen Sondervorschriften kommt die Erforderlichkeit eines erhöhten Sicherheitsniveaus für diese Aufgaben 
auch darin zum Ausdruck, dass sich die Apothekenleiterin oder der Apothekenleiter einer Apotheke, die Arznei¬ 
mittel patientenindividuell stellt oder verblistert, nach § 2 Absatz 6 Nummer 3 ApBetrO nicht von Apothekeras¬ 
sistenten oder Pharmazieingenieuren bei der Leitung der Apotheke vertreten lassen darf. 

Auch für die Pflicht der Beaufsichtigung der pharmazeutisch-technischen Assistentin oder des pharmazeutisch¬ 
technischen Assistenten (PTA) sollte dieses höhere Sicherheitsniveau berücksichtigt werden. Daher ist auch für 
das patientenindividuelle Stellen oder Verblistem von Arzneimitteln die Pflicht zur Beaufsichtigung der oder des 
PTA beizubehalten. 
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Zu Artikel 3 

Zu Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 

Die Ergänzung stellt klar, dass es sich um ein Schulabschlusszeugnis handelt, dass sich auf die während der ge¬ 
samten schulischen Ausbildung gezeigten Leistungen in den jeweiligen Prüfungsfächern bezieht. Der erfolgreiche 
Abschluss der schulischen Ausbildung setzt voraus, dass kein Fach mit „ungenügend“ und höchstens ein Fach 
mit „mangelhaft“ bewertet ist. 


Zu Nummer 4 Buchstabe b und Nummer 4a 

Ein Nachteilsausgleich ist auch Personen zu gewähren, die einer Beeinträchtigung unterliegen, die nicht den Be¬ 
hinderungen gleichgestellt ist. Die Formulierung entspricht § 12 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prüfungsver¬ 
ordnung. 

Zu Nummer 6 

Die Änderung von Artikel 3 Nummer 6 Buchstabe a des Gesetzentwurfs trägt einem Anliegen des Bundesrates 
Rechnung. Mit der Streichung und weiteren Änderungen der Regelungen zum Bestehen der jeweiligen Teile der 
staatlichen Prüfling soll der Stellenwert der Abschlussprüfung gestärkt und bewirkt werden, dass eine mit „man¬ 
gelhaft“ bewertete Prüfungsleistung in den einzelnen Prüfungsteilen nicht durch gute oder sehr gute Vornoten 
ausgeglichen werden kann. Ein Ausgleich einer mit „ungenügend“ bewerteten Prüfungsleistung ist nach dem Ge¬ 
setzentwurf allein schon rechnerisch nicht möglich. 

Zu Nummer 10 bis 13 

Die Regelungen zum Bestehen der Prüfungsteile der beiden Abschnitte der staatlichen Prüfung (Artikel 3 Num¬ 
mer 10, 11, 12 und 13) sollen nicht mehr - wie im Gesetzentwurf vorgesehen - auf die aus der Vornote und der 
Note für die Prüfungsleistung in dem jeweiligen Fach gebildete Prüfungsnote abstellen. Allein maßgeblich sein 
soll vielmehr, ohne Rücksicht auf die Vornote, die Prüfungsleistung in dem jeweiligen Prüfungsfach, die in allen 
Fächern mit mindestens „ausreichend“ benotet sein muss. Die Vornoten sind für das Bestehen der Prüfung dann 
nicht mehr relevant, sondern nur noch für die Bildung der Prüfungsnoten und der Gesamtnote der staatlichen 
Prüfung. 

Zu Nummer 10, 11, 13, 23 und 26 

Die Digitalisierung des Gesundheitswesens wird weiter voranschreiten, beispielsweise mittels der elektronischen 
Verordnung, des elektronischen Medikationsplans oder der elektronischen Patientenakte. Um den Stellenwert der 
Digitalisierung im Gesundheitswesen stärker zu berücksichtigen, werden die Ausbildungsinhalte entsprechend 
ergänzt. Die Auszubildenden sollen den Umgang mit digitalen Technologien und Anwendungen erlernen. Bei den 
weiteren Änderungen handelt sich um sprachliche Anpassungen. 


Zu Artikel 3 a 

Zu Absatz 1 

Vor dem Beginn der neuen Pflegeberufeausbildung zum 1. Januar 2020 wird mit einem neuen § 66a eine aus¬ 
drückliche Übergangsvorschrift für die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse in das Pflegeberufegesetz 
eingefügt. Die Regelung bringt Rechtsklarheit und gewährleistet, das Potential ausländischer Pflegekräfte mit 
Beginn der neuen Pflegeausbildung weiter uneingeschränkt nutzen zu können. Konkret wird mit einer Kann- 
Regelung die Möglichkeit geschaffen, über Anträge auf Anerkennung im Ausland erworbener abgeschlossener 
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Berufausbildungen in der Pflege bis einschließlich 31. Dezember 2024 auf der Grundlage des Krankenpflegege¬ 
setzes oder des Altenpflegegesetzes jeweils in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zu entscheiden. 

Damit wird ein zeitlicher Gleichlauf hergestellt zu der Möglichkeit nach § 66 PflBG, im Inland begonnene Aus¬ 
bildungen nach dem bisherigen Recht noch bis zum 31. Dezember 2024 abzuschließen. Die vorhandenen Ausbil¬ 
dungsstrukturen können aufgrund der Übergangsvorschrift des § 66a - neu - auch für die Anerkennung ausländi¬ 
scher Qualifikationen genutzt werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt, dass Absatz 1 entsprechend für Entscheidungen über einen Antrag auf Anerkennung einer in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum erworbenen oder anerkannten abgeschlossenen Berufsausbildung gilt, soweit nicht 
die Voraussetzungen nach § 41 Absatz 1 PflBG erfüllt sind. Dies bedeutet, dass die Übergangsregelung auch in 
diesen Fällen anwendbar ist, soweit nicht das automatische Anerkennungsverfahren greift. 


Zu Artikel 4 

Die Inkrafttretensregelung wird dahingehend geändert, dass die Übergangsvorschrift des § 66a PflBG abweichend 
vom übrigen Inkrafttreten des Gesetzes bereits zum 1. Januar 2020 in Kraft tritt. 


Berlin, den 13. November 2019 
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Berichterstatterin 


Detlev Spangenberg 

Berichterstatter 
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